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MittBayNot Mitteilungen des Bayerischen Notarvereins, der No-

tarkasse und der Landesnotarkammer Bayern (Zeit-
schrift)

MittRhNotK Mitteilungen der Rheinischen Notarkammer (Zeit-
schrift)

MMR Multimedia und Recht Zeitschrift für Informations-,
Telekommunikations- und Medienrecht

MüKoBGB Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetz-
buch

MüKoZPO Münchener Kommentar zur Zivilprozessordnung
mit Gerichtsverfassungsgesetz und Nebengesetzen

Abkürzungsverzeichnis
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NBW Nieuw Burgerlijk Wetboek (Bürgerliches Gesetzbuch
der Niederlande)

NJOZ Neue Juristische Online-Zeitschrift
NJW Neue Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)
NoB Juristische Tribüne [Nomiko Bima (Wima) – Zeit-

schrift in griechischer Sprache]
Nr. Nummer
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht
NZBau Neue Zeitschrift für Baurecht und Vergaberecht
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
NZI Neue Zeitschrift für das Recht der Insolvenz und Sa-

nierung
NZM Neue Zeitschrift für Miet- und Wohnungsrecht
o.Ä. oder Ähnliches
OGH Oberster Gerichtshof (Österreich)
OGHBrZ Oberster Gerichtshof für die Britische Zone
OHG offene Handelsgesellschaft
OLG Oberlandesgericht
OLGZ Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsa-

chen
PatG Patentgesetz (BGBl. 1981 I S. 1)
r + s recht und schaden (Zeitschrift)
RabelsZ Rabels Zeitschrift für ausländisches und internatio-

nales Privatrecht
RG Reichsgericht
RGBl Reichsgesetzblatt
RGZ Entscheidung des Reichsgerichts in Zivilsachen
RIW Recht der internationalen Wirtschaft (Zeitschrift)
RL Richtlinie
Rn. oder Rdnr. Randnummer
Rom II-VO EG-Verordnung 864/2007 vom 11.07.2007 über das

auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwen-
dende Recht

Rom I-VO EG-Verordnung 593/2008 vom 17.06.2008 über das
auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende
Recht

Rs Rechtssache

Abkürzungsverzeichnis
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S. Seite oder Satz
s. siehe
s.a. siehe auch
s.o. siehe oben
s.u. siehe unten
SchiedsGIHK Schiedsgericht der Industrie- und Handelskammer
SchiedsVfG Gesetz zur Neuregelung des Schiedsverfahrensrechts

(Schiedsverfahrens-Neuregelungsgesetz) vom
22.12.1997 (BGBl. 1997 I S. 3224)

SchiedsVZ Zeitschrift für Schiedsverfahren
SchweizBG Schweizerisches Bundesgericht
u.a. unter anderem
Überbl. Überblick
UKlaG Unterlassungsklagengesetz (BGBl. 2001 I S. 3138,

3173)
UNCITRAL United Nations Commission on International Trade

(Kommission für internationales Recht der Vereinten
Nationen)

UNCITRAL-MG oder
UNCITRAL-ModG

UNCITRAL- Modellgesetz zur internationalen Han-
delsschiedsgerichtsbarkeit vom 21.06.1985

UNIDROIT Institut international pour l’ unification du droit pri-
vé (Internationales Institut für die Vereinheitlichung
des Privatrechts)

UN-Kaufrecht Übereinkommen der Vereinten Nationen über Ver-
träge über den internationalen Warenkauf vom
11. April 1980 (BGBl. 1989 II S. 588)

UNÜ oder
UN-Übereinkommen

New Yorker Übereinkommen über die Anerkennung
und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche
vom 10.06.1958

Urt. Urteil
usw. und so weiter
v. von oder vom
VermG Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen

(BGBl. 2005 I S. 205)
VersR Versicherungsrecht (Zeitschrift)
vgl. vergleiche
VIZ Zeitschrift für Vermögens- und Immobilienrecht
VO Verordnung

Abkürzungsverzeichnis
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Vol. Volume
Vorbem oder Vorb. Vorbemerkung oder Vorbemerkungen
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung (Neubekanntmachung

vom 19.03.1991, BGBl. 1991 I S. 686)
WM Wertpapier-Mitteilungen, Zeitschrift für Wirtschafts-

und Bankrecht
WpHG Wertpapierhandelsgesetz (Neubekanntmachung vom

09.09.1998, BGBl. 1998 I S. 2708)
WVRK Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge

oder Wiener Vertragsrechtskonvention vom
23.05.1969

XrID Chroniken Privates Rechts [Xronika (Chronika) Idio-
tikou Dikaiou – Zeitschrift in griechischer Sprache]

YCA Yearbook Commercial Arbitration
z.B. zum Beispiel
ZEuP Zeitschrift für europäisches Privatrecht
ZfBR Zeitschrift für deutsches und internationales Bau-

und Vergaberecht
ZGB (griechische) Zivilgesetzbuch (Astikos Kodex)
ZGS Zeitschrift für Vertragsgestaltung, Schuld- und Haf-

tungsrecht
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirt-

schaftsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZJS Zeitschrift für das Juristische Studium
ZPO (deutsche) Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZS Zivilsenat
ZVglRWiss Zeitschrift für Vergleichende Rechtswissenschaft
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess

Abkürzungsverzeichnis
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Einleitung

Problemstellung und Gegenstand der Untersuchung

„Auch eher zum Schiedsrichter als zum Gericht gehen zu wollen; denn der
Schiedsrichter sieht auf das Billige [ἐπιεικές (epieikés)], der Richter aber auf das
Gesetz. Und um dieser Sache willen ist der Schiedsrichter erfunden worden, da-
mit das Billige sich durchsetzt.“1 Diese Aussage gehört einer Reihe von Bei-
spielen an, durch welche Aristoteles zu erklären versucht, was als billig gilt.
Grundsätzlich ermuntert Aristoteles die Streitparteien, die Schiedsgerichts-
barkeit statt der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu wählen,2 um eine Ent-
scheidung nach Billigkeit zu erzielen, die möglichst dem Gerechtigkeitsge-
fühl entspricht. Damit ist jedoch nicht gemeint, dass die Schiedsrichter an
Recht und Gesetz nicht gebunden seien; hervorgehoben wird lediglich die
Möglichkeit, die Schiedsrichter dazu zu ermächtigen, nach Billigkeit zu
entscheiden.3 Dabei geht es um eine der vielen Parteifreiheiten in der
Schiedsgerichtsbarkeit. Die Schiedsgerichtsbarkeit wird von der Parteiauto-
nomie stark geprägt und ihre Wahl bedeutet grundsätzlich einen großen
Spielraum für die Parteien. Daher ist ihre Beliebtheit insbesondere im in-

§ 1

A.

1 „Kαὶ τὸ εἰς δίαιταν μᾶλλον ἢ εἰς δίκην βούλεσθαι ἰέναι· ὁ γὰρ διαιτητὴς τὸ ἐπιεικὲς ὁρᾷ,
ὁ δὲ δικαστὴς τὸν νόμον· καὶ τούτου ἕνεκα διαιτητὴς εὑρέθη, ὅπως τὸ ἐπιεικὲς ἰσχύῃ“,
Aristoteles, Rhetorik, Erstes Buch, Kap. 13, 1374b Rn. 18-21. Übersetzung auf
Deutsch: Aristoteles, Werke, übersetzt von Christof Rapp, Seite 65 Rn. 19-23.

2 Aristoteles bezieht sich hier auf die private und nicht auf die öffentlich-rechtliche
Schiedsgerichtsbarkeit. Dazu Meyer-Laurin, Gesetz und Billigkeit im attischen Pro-
zess, S. 42. Die öffentliche Schiedsgerichtsbarkeit („öffentliche Diaita“) war auch
eine Institution im attischen Prozess. S. dazu Steinwenter, Die Streitbeendigung
durch Urteil, S. 63.

3 Steinwenter, Die Streitbeendigung durch Urteil, S. 106, 107: „Τά δίκαια διαγνῶναι
ist Pflicht, γνῶναι τά συμφέροντα πᾶσιν muß als Recht dem Diaiteten besonders
verstattet werden. […] was vom Richter gesagt ist, gilt aber auch für den Diaiteten.
Nur wenn dieser mit Erlaubnis der Parteien nach Billigkeit entscheidet, dann legt
er das ἐπιεικές (epieikés) zugrunde. Soferne (sic) er aber ihr folgt und folgen darf,
erscheint er als Hort des ἐπιεικές und nur insoweit vermag das Institut der privaten
Schiedsrichter das ius strictum, dem der Dikastes unterworfen ist, auszuschalten“.
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ternationalen Handelsverkehr4 kein Wunder. Die Vertraulichkeit, die
durch das nicht öffentliche Verfahren erzielt wird, die weite Parteifreiheit
bei der Zusammensetzung des Schiedsgerichts, bei der Wahl zuverlässiger
und sachkundiger Schiedsrichter und bei der Gestaltung des Schiedsver-
fahrens, der durchsetzbare Schiedsspruch als Ergebnis des Verfahrens und
die Unabhängigkeit von einer nationalen Rechtsordnung machen die
Schiedsgerichtsbarkeit besonders attraktiv,5 vor allem unter Unternehmern
hinsichtlich der sich zwischen ihnen ergebenden Streitigkeiten.6

Die Unternehmer handeln im Gegensatz zu den Verbrauchern nicht zur
Erfüllung privater Zwecke, sondern im Rahmen ihrer beruflichen oder ge-
werblichen Tätigkeit. Freiwillig treten sie im Geschäftsverkehr auf, um ihre
unternehmerische Tätigkeit zu fördern. Auf die Befriedigung privater Be-
dürfnisse kommt es nicht an. Deswegen ist es berechtigt, zu erwarten, dass
die Unternehmer in der Regel geschäftserfahren sind. Sie sind für die von
ihnen vorgenommene Handlung selbstverantwortlich, da sie grundsätzlich
über die notwendigen Kenntnisse und die Geschäftsgewandtheit verfü-
gen.7 Sie sind also imstande, die Marktchancen und das Marktpotenzial
besser auszunutzen.8 Aus diesem Grund ist im Allgemeinen im unterneh-
merischen Geschäftsverkehr ein weitgehender Schutz, der durch den zu-
nehmenden Eingriff des Gesetzes erzielt werden würde, entbehrlich.9 Im
Mittelpunkt steht in diesem Bereich nicht der gesetzliche Schutz der betei-
ligten Parteien, sondern die Förderung der zügigen und flexiblen Durch-
führung der Geschäfte. Die die weite Gestaltungs- und Bestimmungsfrei-
heit ermöglichende Schiedsgerichtsbarkeit ist ihrerseits imstande, den Be-
dürfnissen des Unternehmerverkehrs zum großen Teil gerecht zu werden.

4 Redfern/Hunter, Arbitration, Rn. 1-01; Berger, RIW 1994, 12: „Fast 90% aller grenz-
überschreitenden Wirtschaftsverträge enthalten heute eine Schiedsklausel. Der Schiedsrich-
ter ist damit zum ‚natürlichen Richter‘ der internationalen Wirtschaft geworden.“; Hoff-
mann, SchiedsVZ, 2010, 96; Koussoulis, Schiedsgerichtsbarkeit, § 2 Rn. 18, S. 12;
Gottwald in: Internationale Schiedsgerichtsbarkeit, S. 3; Weigand, Handbook on In-
ternational Arbitration, Part 4 D, Rn. 12.

5 S.a. zu Vorteilen der Schiedsgerichtsbarkeit Lachmann, Schiedsgerichtspraxis,
Rn. 119 ff.; Stumpf, FS Bülow, 1981, 217 ff.; Schwab/Walter, Kap. 1 Rn. 8; Schütze,
Schiedsverfahren, Rn. 36 ff.; ders., ZVglRWiss 99 (2000), 241; Sanders, Memoriam
Minoli, S. 467, 467; Bechte, ZJS 2011, 307, 308.

6 „[…] Konflikte zwischen Unternehmen überwiegend vor Schiedsgerichten ausgetragen
werden“ in: Leuschner, SchiedsVZ 2016, 156.

7 Berger, FS Graf von Westphalen, S. 13, 15.
8 Wolf, Entscheidungsfreiheit, S. 250 ff., 265.
9 Ähnlich BT-Drucks. 7/3919, S. 14; Berger, FS Graf von Westphalen, S. 13, 15.

§ 1 Einleitung
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Die Globalisierung und die enge Zusammenarbeit im europäischen
Raum haben einen weitläufigen Markt geschaffen, in welchem die Unter-
nehmer tätig sind. Je größer der Markt, desto mehr wird er jedoch durch
Massengeschäfte charakterisiert. Die Verwendung von vorformulierten All-
gemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) eignet sich, den sich aus dem
Massenverkehr ergebenden Bedürfnissen zu entsprechen, indem sie die Ra-
tionalisierung, die Organisation und die zügige Abwicklung der Geschäfte
fördert.10 Unter Berücksichtigung der fehlenden Personalisierung zielt das
Recht darauf ab, die Benachteiligung der Partei, die mit den AGB konfron-
tiert wird, zu verhindern.11 Dies bedeutet jedoch nicht, dass das AGB-
Recht ausschließlich den Schutz des „schwächeren“ Vertragspartners des
AGB-Verwenders bezweckt, sondern soll vielmehr gewährleistet werden,
dass jeder Vertragsschluss einem Minimum an Gerechtigkeit entspricht.
Das AGB-Recht bezieht sich also nicht nur auf die Geschäfte mit Verbrau-
cherbeteiligung, sondern auch auf die Geschäfte zwischen Unternehmern.
Selbst dort ist es notwendig, unter Berücksichtigung der situativen Unter-
legenheit des Vertragspartners des Verwenders und der Informationsasym-
metrie der zwei Parteien die Vertragsfreiheit und das Vertragsgleichgewicht
sicherzustellen.12 Die größte Herausforderung für das AGB-Recht liegt also
darin: Die Normierung der Regelungen muss auf der einen Seite die gera-
de bezeichnete Sicherung gewährleisten und darf zugleich auf der anderen
Seite die Parteiautonomie und Vertragsgestaltungsfreiheit im unternehme-
rischen Rechtsverkehr nicht übermäßig beschränken und somit den Ge-
schäftsverkehr lähmen. Aufgabe des Rechts ist also, in diesem Zusammen-
hang den goldenen Schnitt zu finden. Davon ausgehend wird in Deutsch-
land, wo das AGB-Recht für Verbraucher und Unternehmer im Gesetz
grundsätzlich einheitlich normiert wird, die Zweckmäßigkeit des gelten-
den AGB-Rechts sowie seine Reformnotwendigkeit brisant diskutiert.13

Auch die zivilrechtliche Abteilung des 69. Deutschen Juristentags hat die

10 BT-Drucks. 7/3919, S. 1, 13; Raiser, AGB, S. 16 ff., 18 ff.; Stoffels, AGB-Recht,
Rn. 67 ff.; Ulmer/Habersack in: Ulmer/Brandner/Hensen, AGB-Recht, Einl. BGB
Rn. 4; s.a. dazu unten § 3 C.I.

11 BT-Drucks. 7/3919, S. 1.
12 Das AGB-Recht beschränkt sich nicht nur auf die Beseitigung von Störungen des

Vertragsgleichgewichts, sondern geht so weit, das beeinträchtigte Gleichgewicht
wiederherzustellen, BT-Drucks. 7/3919, S. 13; Fuchs in: Ulmer/Brandner/Hensen,
AGB-Recht, § Vor § 307 Rn. 36; s.a. dazu unten § 10 D.I.4.

13 S. Berger, ZIP 2006, 2149; ders, NJW 2010, 465; Maier-Reimer, NJW 2017, 1; Berger/
Kleine, BB 2007, 2137; Leuschner, ZIP 2015, 1045; ders, ZIP 2015, 1326; ders., JZ
2010, 875; ders., NJW 2016, S. 1222; Becker, JZ 2010, 1098; Kondring, BB 2013, 73;
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Notwendigkeit einer solchen Reform hinsichtlich bestimmter Punkte her-
vorgehoben.14

In Ansehung der dargestellten Lage wird in der vorliegenden Arbeit die
Thematik „Schiedsgerichtsbarkeit und AGB-Recht“ untersucht. Die Berüh-
rung zwischen der Schiedsgerichtsbarkeit und dem AGB-Recht lässt insbe-
sondere im Bereich des Unternehmerverkehrs Fragen offen. Dabei kann
von drei „Pfeilern“ ausgegangen werden, deren Verknüpfung fraglich ist.
Es handelt sich erstens um die weite Parteiautonomie, welche die ganze
Schiedsgerichtsbarkeit prägt, zweitens um die ständige Forderung nach
Flexibilität und Freiheit im Unternehmerverkehr und drittens um die Ge-
währleistung der Vertragsgerechtigkeit bei der Verwendung von AGB-Klau-
seln. Auf den ersten Blick sind die Schiedsgerichtsbarkeit und die AGB
zwei Institutionen, die von gegenteiligen Grundsätzen geprägt sind: Die
Privatautonomie herrscht in der Schiedsgerichtsbarkeit und wird vom
AGB-Recht um eines Vertragsgleichgewichts willen beschränkt. Es stellt
sich also die Frage, wie die zwei Institutionen zu kombinieren sind. Die
Frage erhält zusätzliche Bedeutung, wenn es sich um Verträge des unter-
nehmerischen Rechtsverkehrs, die ihre eigenen Besonderheiten aufweisen,
handelt.

Ermittelt wird in der vorliegenden Arbeit die Beziehung zwischen der
Schiedsgerichtsbarkeit und dem AGB-Recht im unternehmerischen Ge-
schäftsverkehr. Insbesondere werden die Anwendungen des AGB-Rechts
im Rahmen der Schiedsgerichtsbarkeit untersucht. Zwei miteinander ver-
bundene Aspekte der Problematik sind also zu berücksichtigen: Im Mittel-
punkt der Untersuchung stehen die Relevanz des nationalen AGB-Rechts
bei Schiedsverfahren mit Sitz in Deutschland bzw. Griechenland sowie die

Müller/Griebeler/Pfeil, BB 2009, 2658; Kessel/Stomps, BB 2009, 2666; Dauner-Lieb/
Axer, ZIP 2010, 309; Dauner-Lieb, AnwBl 2013, 845; Drygala, JZ 2012, 983; Müller/
Schilling, BB 2012, 2319; Müller, BB 2013, 1355; Kieninger, AnwBl 2012, 301;
Schmidt-Kessel, AnwBl 2012, 308; Salger/Schröder, AnwBl 2012, 683; Schauer,
AnwBl 2012, S. 690; Pfeiffer, NJW 2017, 913, 918; Lenkaitis/Löwisch, ZIP 2009,
441; Lischek/Mahnken, ZIP 2007, 158; Koch, BB 2010, 1810; Graf von Westphalen,
NJW 2009, 2977; ders., BB 2010, 195; ders., ZIP 2007, 149; ders., ZIP 2010, 1110;
ders., BB 2013, 67; ders., BB 2011, 195; ders., BB 2013, S. 1357; ders., ZGS 2006, 81;
ders., FS Trinkner, S. 441, 457; ders., AnwBl 2013, S. 850; Günes/Ackermann, ZGS
2010, 454; Habersack, FS Köhler, S. 209; vgl. auch die Vorschläge des DAV und der
Frankfurter Initiative, abrufbar unter www.agb-recht-initiative.de (zuletzt abgeru-
fen am 11.11.2018).

14 Beschlüsse des 69. Deutschen Juristentages, S. 5: „Im b2b-Bereich sind die Anfor-
derungen an das Aushandeln von Vertragsbedingungen den Gepflogenheiten un-
ternehmerischer Vertragsverhandlungen anzupassen“.
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Vereinbarung von schiedsrechtlichen AGB-Klauseln in Verträgen zwischen
Unternehmern und ohne Verbraucherbeteiligung. Gemeint sind damit so-
wohl die AGB-Schiedsklausel, die als die Schiedsvereinbarung mit nur
ihrem notwendigen Inhalt zu verstehen ist, als auch die AGB-Schiedsver-
fahrensvereinbarungen, die sich auf die Zusammensetzung des Schiedsge-
richts und die Organisation des Schiedsverfahrens beziehen. Bei der Unter-
suchung wird auf zwei Rechtsordnungen bezogen: die deutsche und die
griechische.

Trotz ihrer Besonderheiten sind die schiedsrechtlichen Klauseln noch
eine Art von AGB-Klauseln. Ihre Vereinbarung in unternehmerischen Ver-
trägen kann also nicht ohne die Berücksichtigung der allgemeinen Proble-
matik „das AGB-Recht in Verträgen des Unternehmerverkehrs“ ermittelt
werden. Die Fragen bezüglich der Anwendung des AGB-Rechts im Unter-
nehmerverkehr beziehen sich auf das Vorliegen von AGB-Klauseln, ihre
Einbeziehung in den unternehmerischen Vertrag, ihre Auslegung sowie
ihre inhaltliche Überprüfung. Die Wirksamkeitsvoraussetzungen der Ver-
einbarung der schiedsrechtlichen AGB-Klauseln ergeben sich jedoch nicht
ausschließlich aus den Regelungen des AGB-Rechts. Auch auf die Vor-
schriften über die Schiedsgerichtsbarkeit und insbesondere die Schiedsver-
einbarung ist Rücksicht zu nehmen. Im Rahmen der Arbeit ist also zu
untersuchen, wie die Grundsätze der zwei Rechtsinstitutionen, nämlich
des AGB-Rechts und der Schiedsgerichtsbarkeit, im unternehmerischen
Bereich zu kombinieren sind. Die Untersuchung beschränkt sich grund-
sätzlich auf das autonome deutsche und griechische Recht. Voraussetzun-
gen nach völkerrechtlichen Übereinkommen werden nur am Rande er-
wähnt und nur, wenn dies notwendig ist, um gesetzgeberische Entschei-
dungen des deutschen oder griechischen Gesetzgebers zu rechtfertigen.

Die dargestellte Beurteilung ist allerdings nur dann möglich, wenn zu-
nächst festgestellt wird, nach welchem Recht sie im Einzelfall zu erfolgen
ist. In Anbetracht des häufig internationalen Charakters der Schiedsge-
richtsbarkeit geht es dabei um eine kollisionsrechtliche Frage. Die Rele-
vanz des nationalen AGB-Rechts in der Schiedsgerichtsbarkeit ist dann
fraglich. Um die Frage zu klären, wird das auf die Schiedsgerichtsbarkeit
anwendbare Recht bei Schiedsverfahren mit Sitz in Deutschland bzw.
Griechenland untersucht werden. Es ist in der vorliegenden Arbeit davon
auszugehen, dass im Einzelfall ein internationales Abkommen über die
Schiedsgerichtsbarkeit nicht relevant ist. Zuerst ist das auf die Schiedsver-
einbarung anwendbare Recht zu beachten. Die AGB-Schiedsklausel ist die
Schiedsvereinbarung mit nur ihrem notwendigen Inhalt. Für ihre rechtli-
che Würdigung ist also notwendig zu bestimmen, welches Recht auf die
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Schiedsvereinbarung anwendbar ist. Dieses kann ein anderes Recht als das
Recht des Hauptvertrags sein.15 Wenn das Schiedsvereinbarungsstatut aus-
findig gemacht wird, kann die Wirksamkeit der AGB-Schiedsklausel ge-
mäß den Vorschriften über die Schiedsgerichtsbarkeit und den AGB-Vor-
schriften dieses Rechts – falls vorhanden – beurteilt wird. Daraus ergibt
sich die Relevanz des nationalen AGB-Rechts für die AGB-Schiedsklausel.
Was die AGB-Schiedsverfahrensvereinbarungen anbelangt, sind sie nur un-
ter der Bedingung erlaubt, dass die Parteien frei sind, Vereinbarungen über
die Organisation und den Ablauf des Schiedsverfahrens zu treffen. Dies
wird vom Recht des Schiedsverfahrens bestimmt. Deshalb ist es notwen-
dig, dass auch dieses ermittelt wird.

Die spannende Beziehung zwischen der Schiedsgerichtsbarkeit und dem
AGB-Recht wurde jüngst im Rahmen einer Forschung im Auftrag des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz erneut unter-
sucht, um zu beurteilen, inwieweit ein Reformbedürfnis des deutschen
AGB-Rechts für Verträge zwischen Unternehmern besteht.16 Die erwähnte
Forschung bezieht sich nicht auf die Vereinbarung von schiedsrechtlichen
Klauseln in AGB, sondern auf die Anwendung des AGB-Rechts von
Schiedsgerichten. Es handelt sich um eine Frage, die insbesondere ange-
sichts der Anwendung des deutschen AGB-Rechts im Unternehmerverkehr
und seiner eventuellen Reformbedürftigkeit von großer Bedeutung ist. Es
wurde bereits erwähnt, dass die Schiedsgerichtsbarkeit von den Unterneh-
mern für die Beilegung der zwischen ihnen Streitigkeiten in großem Aus-
maß gewählt wird. Aus diesem Grund ist es wesentlich, zu untersuchen,
welchen Spielraum die Unternehmer hinsichtlich der Anwendung des
AGB-Rechts im Rahmen der Schiedsgerichtsbarkeit haben. Zu bestimmen
ist also, ob das AGB-Recht vor den Schiedsgerichten absolut gilt, oder ob
seine Milderung bzw. seine Abwahl möglich ist. Dies ist von ausschlagge-
bender Bedeutung, da, falls eine solche Möglichkeit bejaht wird, dies für
die Unternehmer einen Ausweg bedeuten würde, selbst wenn keine gesetz-

15 Schmidt-Ahrendts/Höttler, SchiedsVZ 2011, 267, 272; Zöller/Geimer, ZPO, § 1029
Rn. 107; Ostendorf, SchiedsVZ 2010, 234, 236.

16 Leuschner, AGB-Recht für Verträge zwischen Unternehmen – Unter besonderer
Berücksichtigung von Haftungsbeschränkungen – , Forschungsprojekt im Auf-
trag des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz, Abschlussbe-
richt vom 30. September 2014, S. 137 ff., abrufbar unter http://www.bmjv.de/Sha
redDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht-AGB-Forschungsp
rojekt.pdf?__blob=publicationFile&v=4 (zuletzt abgerufen am 11.11.2018); die
Umfrage und ihre Ergebnisse wurden auch selbstständig veröffentlicht in: Leusch-
ner/Meyer, SchiedsVZ 2016, 156.
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liche Reform des deutschen AGB-Rechts stattfindet. Die Beantwortung
dieser Frage erfolgt im Rahmen der Untersuchung des Sachrechts, das das
Schiedsgericht anzuwenden hat.

Obwohl die vorliegende Arbeit auf in der Literatur schon erörterte Pro-
bleme Bezug nimmt, ist sie mit der Absicht geschaffen worden, eine beste-
hende Lücke auszufüllen, als eine einheitliche Untersuchung der Probleme
angestrebt wird, die bislang in der Literatur nur teilweise, nebenbei oder
separat behandelt wurden.17 Zu diesem Zweck soll hier eine unterschiedli-
che Annäherung an die Problematik vorgenommen werden.

17 Für eine allgemeine Darstellung und Analyse der Institution der AGB gibt es
schon zahlreiche Werke und Kommentare. Was das deutsche Recht betrifft ist ins-
besondere das schon von 1935 wegweisende Werk von L. Raiser, Das Recht der
Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu benennen. Eine vollständige Übersicht
des deutschen AGB-Rechts ist auch in: Stoffels, AGB-Recht zu finden. Die deut-
schen Kommentare von Ulmer/Brandner/Hensen und Wolf/Lindacher/Pfeiffer erzie-
len ebenfalls eine sehr ausführliche Darstellung des AGB-Rechts. Da in Griechen-
land das AGB-Recht für die Unternehmer nicht ausdrücklich normiert ist, sind
dort vor allem Werke zu finden, die das AGB-Recht im Allgemeinen und unter
besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse der Verbraucher behandeln. Zu er-
wähnen sind insb.: Deloukas, Die AGB; Karassis, AGB; Mentis, AGB; Dellios, Ver-
braucherschutz (Dellios untersucht ausschließlich die AGB in Verträgen mit Ver-
braucherbeteiligung). S.a. Kapnopoulou, Das Recht der mißbräuchlichen Klauseln
in der Europäischen Union. Kapnopoulou untersucht die Umsetzung der Richtli-
nie 93/13/EWG über missbräuchlichen Klauseln in Verbraucherverträgen im grie-
chischen Recht. Die Arbeit bezieht sich also auf Geschäfte mit Verbrauchern und
nimmt eine Analyse des griechischen Gesetzes 2251/1994 über den Verbraucher-
schutz vor.
Was die besondere Problematik der schiedsrechtlichen AGB-Klauseln im Unter-
nehmerverkehr anbelangt sind in die zwei untersuchten Rechtsordnungen die
folgenden Werke zu finden:
Deutschland: Gildeggen, Internationale Schieds- und Schiedsverfahrensvereinba-
rungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen vor deutschen Gerichten. Das
Werk von Gildeggen von 1991 bezieht sich nicht im Besonderen auf die Verträge
des Unternehmerverkehrs, sondern nimmt eine allgemeine Darstellung ohne die
besondere Behandlung der in Verträgen zwischen Unternehmern auftauchenden
Probleme bei dem Vorliegen von AGB vor. Obwohl Gildeggen die Ermittlung der
Frage im Rahmen der Anwendung des UN-Übereinkommens über die Anerken-
nung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche vom 10.06.1958 und des
Eu-Übereinkommens über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit vom
21.04.1961 vornimmt, stellt er zusätzlich auf die Untersuchung der Frage in ver-
schiedenen Rechtsordnungen nicht ab. Darüber hinaus wurde das Werk von Gil-
deggen vor dem Erlass der Richtlinie 93/13/EWG und ihrer Umsetzung im deut-
schen Recht verfasst, weshalb dort Teile der aktuellen Problematik unberührt
bleiben. Ein anderes Werk, das sich auf dieselbe Problematik bezieht ist: Jäcker,
Schiedsklauseln. Die Abhandlung von Jäcker von 1992 wurde auch vor dem In-
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Methode und Ziele der Arbeit

Ausgangspunkte der Untersuchung ist die Relevanz des nationalen AGB-
Rechts auf die Schiedsgerichtsbarkeit, die Rolle, welche die schiedsrechtli-
chen AGB-Klauseln in Verträgen ohne Verbraucherbeteiligung spielen und
die Voraussetzungen, unter welchen sie wirksam vereinbart werden kön-
nen. Zur Untersuchung der Problematik soll die Funktion der AGB im
Rechtsverkehr und insbesondere im Unternehmerverkehr sowie die Natur
der Schiedsgerichtsbarkeit ermittelt werden. Den Besonderheiten des Un-
ternehmerverkehrs ist Rechnung zu tragen, da sie die Rolle der AGB-Klau-
seln in Verträgen zwischen Unternehmern mitbestimmen. Darauf beru-
hend ist herauszufinden, wie das Recht zur Hilfe des Geschäftsverkehrs
kommen kann. Es muss dabei immer berücksichtigt werden, dass das
Recht die Vertragsgerechtigkeit gewähren muss, ohne der unternehmeri-
schen Tätigkeit unnötige und ungerechtfertigte Hindernisse in den Weg zu
legen.

Die Untersuchung bezieht sich auf zwei Rechtsordnungen: die deutsche
und die griechische. Die Wahl dieser bestimmten Rechtsordnungen im
Zusammenhang mit der untersuchten Problematik war kein Zufall. Beide
Länder gehören demselben „Rechtskreis“ an:18 dem kontinental-europäi-

B.

krafttreten der RL 93/13/EWG verfasst und betrifft die Schiedsklauseln im Allge-
meinen. Die Wirksamkeitsvoraussetzungen der Schiedsklausel werden vorwie-
gend aus der Sicht der Schiedsgerichtsbarkeit in der deutschen, englischen und
schweizerischen Rechtsordnung ermittelt. Das AGB-Recht wird nur am Rande
untersucht. Die Dogmatik des AGB-Rechts und Fragen hinsichtlich des Unter-
nehmerverkehrs werden in der Abhandlung nicht erörtert. Das Werk betrifft
überdies ausschließlich die Schiedsklausel im Sinne der Schiedsvereinbarung; auf
die Schiedsverfahrensvereinbarungen wird dort kein Bezug genommen. Relevant
ist schließlich der Aufsatz: Hanefeld/Wittinghofer, Schiedsklauseln in Allgemeinen
Geschäftsbedingungen, SchiedsVZ 2005, 217. Der Aufsatz beabsichtigt, Empfeh-
lungen für die Praxis zu machen. Deshalb bezieht er sich auf praktische Probleme
der Thematik. Dogmatische Probleme der Anwendung des AGB-Rechts auf den
Unternehmerverkehr werden dort nicht erörtert. In einem Aufsatz kann überdies
die Problematik nicht im ganzen Ausmaß behandelt werden.
Griechenland: Die Problematik wird in der griechischen Literatur hinsichtlich
der Verträge zwischen Unternehmern nicht behandelt. Der von Art. 2 Abs. 7
lit. λα (Nr. 31) gr.G. 2251/1994 als per se missbräuchlich vorgesehene Charakter
der AGB-Schiedsklausel betrifft ausschließlich Verträge mit Verbrauchern und
wird in der griechischen Literatur lediglich in Bezug auf diese Verträge erörtert,
dazu Mentis, AGB, S. 160 ff.; Dellios, Verbraucherschutz, Rn. 271.

18 Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, S. 62; Rheinstein, Rechtsvergleichung, S. 77 ff.;
s.a. Kischel, Rechtsvergleichung, § 4 Rn. 1 ff.; Ebert, Rechtsvergleichung, S. 38 f.
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schen (auch als Civil Law bezeichnet).19 Innerhalb dieses Kreises ist die
Gruppe der „romanischen“ Rechte von der der „germanischen“ Rechte zu
unterscheiden.20 Die Länder, die der ersten Gruppe angehören, sind weit-
gehend vom französischen Recht beeinflusst.21 Die zweite Gruppe enthält
die Länder, die von der deutschen Rechtswissenschaft geprägt sind.22 Grie-
chenland gehört zu der zweiten Gruppe.23 Schon deswegen weisen die
Rechtssysteme Deutschlands und Griechenlands Ähnlichkeiten auf. Was
die Regelungen betrifft, die im Besonderen für die schiedsrechtlichen
AGB-Klauseln relevant sind, ist anzumerken, dass die Normierung der
Schiedsgerichtsbarkeit und der AGB in beiden Ländern zum großen Teil
ähnlich ist. Dies ist kein Wunder, wenn die Ursprünge dieser Regelungen
berücksichtigt werden: Zum einen war das deutsche BGB zum großen Teil
Vorbild für das griechische BGB von 194024 (nachstehend „gr.BGB“ oder
„ZGB“).25 Zum anderen haben sowohl Deutschland als auch Griechen-
land das UNCITRAL-Modellgesetz von 1985 für die internationale Han-

19 Insb. als Gegensatz zum anglo-amerikanischen Rechtskreis (auch Common Law)
gemeint. Dazu Ebert, Rechtsvergleichung, S. 128 ff.; Kischel, Rechtsvergleichung,
§ 5 Rn. 1 ff., § 6 Rn. 1 ff.; Rheinstein, Rechtsvergleichung, S. 77.

20 Rheinstein, Rechtsvergleichung, S. 78; s.a. Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung,
S. 68.

21 Mehr dazu Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, S. 73 ff.; Rheinstein, Rechtsverglei-
chung, S. 78; Ebert, Rechtsvergleichung, S. 45 ff.

22 Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, S. 130 ff.; Rheinstein, Rechtsvergleichung,
S. 78; Ebert, Rechtsvergleichung, S. 57 ff.

23 So Rheinstein, Rechtsvergleichung, S. 79; jedoch in Zweigert/Kötz, Rechtsverglei-
chung, S. 72 wird das griechische Rechtssystem als „hybrides“ Rechtsystem be-
zeichnet. Diese letzte erwähnte Meinung wird allerdings, was insb. das Zivilrecht
angeht, in: Plagianakos, Entstehung, S. 194 f. ausdrücklich abgelehnt: „[…] muß
auch das griechische Zivilgesetzbuch demjenigen Rechtskreis zugerechnet werden, der
auf das GZGB [Griechisches Zivilgesetzbuch] und auf das griechische Zivilrecht
überwiegend eingewirkt hat. Wenn man auf Grund dieses Kriteriums die Frage beant-
worten will, ist das GZGB ohne Bedenken dem deutschen Rechtskreis zuzurechnen“
(S. 195).

24 Das griechische Zwangsgesetz 2250/1940 „Zivilgesetzbuch (griechisches Bürgerli-
ches Gesetzbuch)“ ist am 23.02.1946 in Kraft getreten (Art. 1 der Gesetzesvor-
schrift vom 7/10.05.1946, Amtsblatt der Griechischen Republik A
151/10.05.1946, S. 759). Ausführich jeweils m.w.N.: Plagianakos, Entstehung,
S. 68 ff.; Zepos, Greek Law, S. 77 ff.; Ladas, Zivilrechts, § 2 Rn. 17 ff.

25 Gogos, Das Zivilgesetzbuch von Griechenland, S. VII; ders., AcP 149, 78, 83; Zwei-
gert/Kötz, Rechtsvergleichung, S. 154 f.; Zepos, Greek Law, S. 86; Plagianakos, Ent-
stehung, insb. S. 36 ff., 59 f., 84 ff., 98, 194 ff.; Georgiades, AcP 200, S. 493; Ladas,
Zivilrecht, § 2 Rn. 38 f., 42.
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delsschiedsgerichtsbarkeit26 übernommen27 und die Richtlinie 93/13/
EWG28 über die missbräuchlichen Klauseln in Verbraucherverträgen, die
zum Teil in Anlehnung an das deutsche AGB-Gesetz von 197629 erlassen
worden ist,30 umgesetzt31.32 Trotz der großen Ähnlichkeit der Vorschriften
gibt es jedoch in den zwei Rechtsordnungen Unterschiede. Was die Nor-
mierung der Schiedsgerichtsbarkeit anbelangt, ergeben sich diese Unter-
schiede vor allem aus der Entscheidung des griechischen Gesetzgebers ge-
gen eine einheitliche, sondern für eine dualistische Regulierung der
Schiedsgerichtsbarkeit. Die nationale Schiedsgerichtsbarkeit wird von den
Vorschriften des 7. Buches der gr.ZPO geregelt. Für die internationale
Schiedsgerichtsbarkeit ist jedoch vorwiegend das griechische Gesetz
2735/1999 über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit relevant.
Die Vorschriften der gr.ZPO sind in der internationalen Schiedsgerichts-
barkeit nur dann heranzuziehen, wenn das gr.G. 2735/1999 keine betref-
fende Regel enthält.33 In Deutschland werden dagegen die nationale und
die internationale Schiedsgerichtsbarkeit im 10. Buch der ZPO einheitlich
geregelt. Bei der Normierung des AGB-Rechts haben die zwei Länder
ebenfalls einen unterschiedlichen Ansatz gewählt: In Deutschland regeln

26 Die Berücksichtigung des UNCITRAL-Modellgesetzes war den Mitgliedsstaaten
der Vereinten Nationen in der Resolution der Vollversammlung vom 11.12.1985
empfohlen worden.

27 Deutschland: Gesetz zur Neuregelung des Schiedsverfahrensrechts (Schiedsver-
fahrens-Neuregelungsgesetz-SchiedsVfG) vom 22.12.1997, BGBl. 1997 I, S. 3224;
s.a. BT-Drucks. 13/5274, S. 1. Griechenland: Griechisches Gesetz Nr. 2735 „Inter-
nationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit“ von 1999, am 18.08.1999 in Kraft getre-
ten, Amtsblatt der Griechischen Republik A 167/18.08.1999, S. 3613.

28 Europäische Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 05.04.1993 über missbräuchli-
che Klauseln in Verbraucherverträgen.

29 Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB-
Gesetz) vom 09.12.1976, am 01.04.1977 in Kraft getreten, BGBl. 1976 I, S. 3317.

30 Pfeiffer in: Wolf/Lindacher/Pfeiffer, Vor Art. 1 RL Rn. 25; ders., NJW 2017, 913. S.
zur Entstehungsgesichte der Richtlinie sehr ausführlich Pfeiffer in: Wolf/Linda-
cher/Pfeiffer, Vor Art. 1 RL Rn. 6 f. m.w.N.

31 Deutschland: Umsetzung durch das Gesetz zur Änderung des AGBG vom
19.07.1996, in Kraft getreten am 25.07.1996, BGBl. 1996 I, S. 1013 und später
durch das Schuldrechtsmodernisierungsgesetz vom 26.11.2001, am 01.01.2002 in
Kraft getreten. BGBl. 2001 I, S. 3138. Griechenland: Umsetzung durch das Gesetz
Nr. 2251 „Verbraucherschutz“ von 1994, am 16.11.1994 in Kraft getreten, Amts-
blatt der Griechischen Republik A 191/16.11.1994, S. 2245.

32 S. zur Bedeutung des Rechtsvergleichs für die Rechtsvereinheitlichung Zweigert/
Kötz, Rechtsvergleichung, S. 23 ff., 27 ff.; Kischel, Rechtsvergleichung, § 2
Rn. 41 ff.; Constantinesco, Rechtsvergleichung, Bd. II, S. 421 ff.

33 Koussoulis, Kommentar, Vorbem gr.G. 2735/1999 Rn. 2, S. 141.
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§§ 305 ff. BGB die Verwendung von AGB sowohl im Unternehmerverkehr
als auch in Verträgen mit Verbraucherbeteiligung einheitlich. Dagegen
wird in Griechenland die Verwendung von AGB in Art. 2 des griechischen
Gesetzes 2251/1994 über den Verbraucherschutz grundsätzlich nur für Ge-
schäfte mit Verbraucherbeteiligung normiert.

Es wird also klar, dass es sich bei Deutschland und Griechenland um
zwei Rechtsordnungen handelt, die sich, obwohl sie auf denselben Grund-
lagen beruhen, in vereinzelten Punkten für eine unterschiedliche Annähe-
rung an die hier erörterte Problematik entschieden haben. Ihre Untersu-
chung bietet also die Gelegenheit, diese unterschiedlichen Lösungen zu er-
mitteln und zu würdigen. Durch die Auseinandersetzung mit ihnen und
deren Vergleich ist herzuleiten, wie die schiedsrechtlichen AGB-Klauseln
in Verträgen zwischen Unternehmern ihre Funktion am besten erfüllen
können.34 Aus diesem Grund bietet das in Deutschland und Griechenland
normierte Recht sowie seine Anwendungen in der nationalen Jurisdiktion
jedes Staates den perfekten Boden für die Ermittlung der Problematik
durch die kritische Würdigung der unterschiedlichen gesetzgeberischen
Entscheidungen in den zwei Ländern. Larenz bemerkt diesbezüglich: „Da-
rauf, daß die Lösungen einer positiven Rechtsordnung häufig Antworten auf all-
gemeine Rechtsprobleme sind, die in gleicher oder vergleichbarer Weise allen oder
den meisten Rechtsordnungen stellen, beruht die Möglichkeit und die Fruchtbar-
keit rechtsvergleichender Untersuchungen“.35 Davon ausgehend, ist das Ziel der
vorliegende Arbeit, allgemeine Schlüsse für die effektive rechtliche Be-
handlung der AGB im Rahmen der Schiedsgerichtsbarkeit im Unterneh-
merverkehr zu ziehen.

Zu betonen ist an dieser Stelle, dass es sich bei der vorliegenden Unter-
suchung nicht um eine rechtsvergleichende Arbeit handelt, die durch Ge-
genüberstellung von Normen zum Zweck hat, Ähnlichkeiten und Unter-

34 Vgl. Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, S. 14: „Versteht man unter Rechtswissen-
schaft nicht lediglich eine auf nationale Gesetze, Rechtsprinzipien […] bezogene
Interpretationswissenschaft, sondern die Erforschung von Modellen für die Ver-
hinderung und Lösung sozialer Konflikte, so ist deutlich, daß die Rechtsverglei-
chung als Methode einen breiteren Fächer von Lösungsmodellen zur Verfügung
hat, als eine national introvertierte Rechtswissenschaft. […] Die Rechtsverglei-
chung […] bietet dem kritischen Betrachter die Chance, die für die jeweilige Zeit
und den jeweiligen Raum ‚bessere Lösung‘ zu erkennen“.

35 Larenz, Methodenlehre, S. 193. S.a. Rheinstein, Rechtsvergleichung, S. 28: „Rechts-
vergleichung [ist] […] problembezogen-funktional“.
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schiede zweier Rechtsordnungen festzustellen.36 Die rechtsvergleichende
Analyse ist also hier nicht Selbstzweck. Die Arbeit zielt nicht darauf ab, le-
diglich rechtsvergleichende Schlüsse über die Ähnlichkeit der rechtlichen
Behandlung der gestellten Frage in den zwei Rechtsordnungen zu ziehen.
Vielmehr geht es um eine Untersuchung einer bestimmten Problematik in
zwei Rechtsordnungen,37 deren große Ähnlichkeit von Anfang an schon
feststeht. Im Laufe der Untersuchung werden die Vorzüge und die Proble-
me der gesetzlichen Normierung in Deutschland und Griechenland erör-
tert, dogmatische oder praktische Defizite der zwei Rechtsordnungen auf-
gezeigt und Lösungen vorgeschlagen, wenn dies möglich ist. Das Ziel ist
zum einen die Schwächen und Stärken jeder Rechtsordnung hinsichtlich
der ermittelten Problematik zu finden und zum anderen einheitliche
Schlüsse für ihre zweckmäßige rechtliche Behandlung zu ziehen. Dies wird
durch eine Gesamtdarstellung der wichtigsten und praxisnächsten Aspekte
der Problematik erzielt. In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, dass
die ermittelte Problematik der griechischen Rechtsprechung und Literatur
relativ fremd ist. Die große Ähnlichkeit zwischen den griechischen und
deutschen gesetzlichen Regelungen rechtfertigt jedoch eine gemeinsame
Untersuchung in mehrerlei Hinsicht. Obwohl also die Analyse der zwei
Rechtsordnungen in einigen Punkten vielleicht auf den ersten Blick un-
gleichmäßig erscheint, ist sie gerechtfertigt. Dies steht des Weiteren der
Zweckrichtung der Untersuchung nicht entgegen. Es gibt nämlich keinen
Grund die im Ergebnis selbe Ausführung für jede der zwei Rechtsordnun-
gen separat zu wiederholen, um die ähnliche oder in Punkten sogar identi-
sche Behandlung der Problematik in Deutschland und Griechenland zu
zeigen. In solchen Fällen kann vielmehr auf die schon ausgeführte Darstel-
lung in Ansehung der anderen Rechtsordnung verwiesen werden. Aus
demselben Grund entspricht nicht die Behandlung jeder einzelnen in der
Arbeit erörterten Frage der Gliederung „Deutschland – Griechenland“. Da-
gegen sind die Fragen einheitlich zu erörtern, wenn eine separate Darstel-
lung für jede Rechtsordnung entbehrlich ist. Dies wird jedoch an der je-
weiligen Stelle erklärt und begründet. Das letzte Ziel der Arbeit ist die
Problematik der eventuellen Notwendigkeit einer gesetzlichen Reform zu

36 Vgl. Rheinstein, Rechtsvergleichung, S. 11; Constantinesco, Rechtsvergleichung,
Bd. II, S. 277.

37 S. zur Mikrovergleichung als Gegensatz zur Makrovergleichung Zweigert/Kötz,
Rechtsvergleichung, S. 4 f.; Constantinesco, Rechtsvergleichung, Bd. I, S. 258 f.;
Rheinstein, Rechtsvergleichung, S. 31 ff.; Kischel, Rechtsvergleichung, § 1 Rn. 17,
59 ff.; Ebert, Rechtsvergleichung, S. 21.
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berühren. Es ist ausschließlich auf die schiedsrechtlichen AGB-Klausel ab-
zustellen und darauf beruhend zu erörtern, ob eine Reform des deutschen
und/oder des griechischen AGB-Rechts im unternehmerischen Bereich
sinnvoll und notwendig ist.

Um die dargestellten Ziele zu erreichen ist im Einzelfall eine bestimmte
Frage der untersuchten Problematik, die auf ihrer Dogmatik beruht, als
Ausgangspunkt zu nehmen (z.B. wann liegt eigentlich eine schiedsrechtli-
che AGB-Klausel vor?). Die gesetzlichen Regelungen werden erst unter-
sucht, um mögliche Antworten auf die gestellte Frage zu finden (z.B. was
bestimmt § 305 BGB als AGB-Klausel? Was gilt in Griechenland als AGB-
Klausel? Welcher Inhalt muss eine Schiedsklausel aufweisen?). In diesem
Zusammenhang tauchen zusätzliche Fragen im Rahmen der Ermittlung
der gesetzlichen Normierung auf (z.B. wie ist die Voraussetzung „im Ein-
zelnen-nicht-ausgehandelt“ nach dem deutschen Recht im Unternehmer-
verkehr auszulegen? Soll eine analoge Anwendung der AGB-Vorschriften
des gr.G. 2251/1994 auf den Unternehmerverkehr bejaht werden?). Bei der
Beantwortung dieser zusätzlichen Fragen ist jeweils eine Antwort zu wäh-
len, die der Funktion der untersuchten Institutionen am besten gerecht
wird (z.B. das Vorliegen der AGB-Klauseln ist in Anbetracht der Gepflo-
genheiten und Erwartungen des Unternehmerverkehrs und unter Berück-
sichtigung der Bedeutung der Schiedsgerichtsbarkeit in diesem Bereich zu
beurteilen). Zugleich wird bemerkt, ob das geltende deutsche und griechi-
sche Recht den Bedürfnissen des Rechtsverkehrs jeweils nachkommt.

Begriffliche Klarstellungen

Mit dem Begriff „schiedsrechtliche Klauseln in AGB“ sind in dieser Arbeit
sowohl die AGB-Schiedsklausel als auch die AGB-Schiedsverfahrensklau-
seln gemeint. Die Schiedsklausel ist als die Schiedsvereinbarung mit nur
ihrem notwendigen Inhalt zu verstehen. Bei den Schiedsverfahrensverein-
barungen geht es um Vereinbarungen, die die Parteien treffen, um die Bil-
dung des Schiedsgerichts und die Organisation und den Ablauf des
Schiedsverfahrens zu bestimmen.

Der Untersuchungsgegenstand begrenzt sich auf Verträge ohne Verbrau-
cherbeteiligung. Es handelt sich also ausschließlich um Verträge zwischen
Unternehmern. Der Unternehmer gilt als Gegenbegriff zum Verbraucher.

C.
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In diesem Sinne wird er für die beiden hier ermittelten Rechtsordnungen
benutzt.38

Die griechischen Gesetze werden mit ihrer Nummer und Datum (i.e.
Gesetzesnummer/Datum) zitiert. Im Unterschied zu Deutschland werden
die Gesetze in Griechenland nicht benannt bzw. betitelt. Ihre Überschrift
ist häufig eine (lange) Bezeichnung ihres Inhalts. Es ist daher im griechi-
schen Schrifttum üblich, dass sie nur mit ihrer Nummer angeführt wer-
den. Dasselbe gilt für die griechischen gerichtlichen Entscheidungen. Sie
werden immer durch das Gericht, das entschieden hat, ihre Nummer und
das Jahr der Entscheidung (i.e. griechisches Gericht Nummer der Entschei-
dung/Jahr) bestimmt. Eine Aktennummer wird nicht benutzt.

Gang der Untersuchung

Der erste Teil der Untersuchung (§§ 2-4) widmet sich der Darstellung der
Rahmenbedingungen, welche die Schiedsgerichtsbarkeit und das AGB-
Recht betreffen. Vor der näheren Untersuchung der Thematik und der da-
raus hervorgehenden Probleme und Fragen ist es notwendig, sich ein Bild
von den Rechtsinstitutionen der Schiedsgerichtsbarkeit und der AGB zu
machen. Dazu sind ihre wesentlichen Grundsätze, ihre Rechtsquellen und
ihre Entwicklung zu erörtern. Auf diese Darstellung ist häufig im weiteren
Verlauf der Arbeit Bezug zu nehmen, um weitere konkrete Fragen zu be-
handeln. Zur Abgrenzung des Untersuchungsschwerpunkts ist es zuerst er-
forderlich klarzustellen, welcher Bereich betroffen ist. Untersucht wird der
Geschäftsverkehr zwischen Unternehmern und ohne Verbraucherbeteili-
gung. Es muss also erläutert werden, welche Verträge in Deutschland und
Griechenland zu diesem Bereich gehören. Zu diesem Zweck ist der Ver-
braucher- und Unternehmerbegriff in den zwei Rechtsordnungen in Be-
tracht zu ziehen. Die entsprechenden gesetzlichen Regeln der zwei Länder
sind darzustellen. Um sich des Weiteren mit den AGB als Rechtsinstitution
vertraut zu machen, ist ihre Entwicklung im Geschäftsverkehr, ihre Rechts-
natur und ihre rechtliche Behandlung in Deutschland und Griechenland
darzustellen. Insbesondere im Fall des griechischen Rechts ist die maßgeb-
liche Frage einer analogen Anwendung des für Verbraucher bestimmten
griechischen AGB-Rechts auf Geschäfte ohne Verbraucherbeteiligung er-
mittlungswürdig. Unter den schiedsrechtlichen AGB-Klauseln betreffen
die meisten Fragen und Probleme die AGB-Schiedsklauseln und nicht die

D.

38 S.a. dazu unten § 2 B.II.2.
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AGB-Schiedsverfahrensvereinbarungen. Der Grund dafür ist, dass die
Schiedsvereinbarung als Grundlage der Schiedsgerichtsbarkeit von großer
Bedeutung ist und deswegen bereits weitgehend von gesetzlichen Normen
bestimmt wird. Aus diesem Grund ist es auf ihre Rolle als Grundlage der
Schiedsgerichtsbarkeit und auf ihre Rechtsnatur einzugehen.

Im zweiten Teil (§§ 5-7) wird danach gefragt, wie das anwendbare Recht
auf die Schiedsgerichtsbarkeit bestimmt wird. Die Frage betrifft das
Schiedsvereinbarungsstatut, das Recht des Schiedsverfahrens und das Sach-
recht, das die Schiedsrichter anzuwenden haben, um eine Entscheidung zu
erreichen. Im Rahmen der Untersuchung wird die Relevanz des AGB-
Rechts festgestellt. Es wird nämlich gezeigt, wann das nationale AGB-
Recht in der Schiedsgerichtsbarkeit Anwendung findet. In Ansehung des
in vielen Fällen internationalisierten Charakters der Schiedsgerichtsbarkeit
ist es zu erwarten, bei der Ermittlung des anwendbaren Rechts auf Schwie-
rigkeiten zu stoßen. Bei der Untersuchung wird es davon ausgegangen,
dass es um Schiedsverfahren mit Sitz in Deutschland oder Griechenland
geht, und dass internationale Übereinkommen über die Schiedsgerichts-
barkeit im konkreten Fall nicht relevant sind. Die deutsche und die grie-
chische Rechtsordnung sind hierbei separat zu ermitteln. Auf die kollisi-
onsrechtlichen Normen der zwei Staaten ist Rücksicht zu nehmen. Nach
dem Schiedsvereinbarungsstatut erfolgt die Beurteilung der AGB-Schieds-
klausel. Die Parteien dürfen im Übrigen AGB-Schiedsverfahrensvereinba-
rungen über die Zusammensetzung des Schiedsgerichts und die Organisa-
tion und Durchführung des schiedsgerichtlichen Verfahrens nur treffen,
sofern es vom Recht des Schiedsverfahrens erlaubt ist. Was zum Schluss die
Anwendung des nationalen AGB-Rechts als Sachrecht vom Schiedsgericht
betrifft, ist zu fragen, ob für die Unternehmer ein Spielraum bezüglich der
Anwendung des AGB-Rechts bleibt und ob es ihnen erlaubt ist, eine Mil-
derung beziehungsweise eine Abwahl des AGB-Rechts zu vereinbaren. Die
Frage betrifft vor allem das für Verbraucher und Unternehmer einheitlich
normierte deutsche AGB-Recht.

Der dritte Teil der Arbeit (§§ 8-11) befasst sich mit der Beurteilung der
Wirksamkeit der schiedsrechtlichen AGB-Klauseln in Verträgen zwischen
Unternehmern. Es wird davon ausgegangen, dass nach dem bereits Ausge-
führten das autonome deutsche bzw. griechische Recht anwendbar ist. In
diesem Teil wird also ermittelt, inwieweit und unter welchen Bedingungen
die schiedsrechtlichen Klauseln in AGB im Unternehmerverkehr zulässig
sind. Separat sind die sich aus den Regelungen über die Schiedsgerichts-
barkeit und aus dem deutschen bzw. griechischen AGB-Recht ergebenden
Wirksamkeitsvoraussetzungen zu untersuchen. Schnittpunkte der zwei In-
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stitutionen werden jedoch auf jeden Fall bemerkt und erörtert. Nachfol-
gend werden einige bestimmte AGB-Klauseln, die sich auf die Schiedsge-
richtsbarkeit beziehen, als Fälle von besonderem Interesse und praktischer
Bedeutung dargestellt.

Die Arbeit schließt mit einer Schlussbetrachtung und eine Zusammen-
fassung der wichtigsten Forschungsergebnisse (§ 12).

§ 1 Einleitung
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1. Teil:
Rahmenbedingungen

Der Untersuchungsgegenstand ist auf den unternehmerischen Bereich be-
grenzt. Ermittelt wird das AGB-Recht in der Schiedsgerichtsbarkeit im un-
ternehmerischen Geschäftsverkehr. Die im Rahmen der vorliegenden Ar-
beit erörterten schiedsrechtlichen AGB-Klauseln sind also in Verträgen des
reinen unternehmerischen Bereichs enthalten. Das heißt, dass an diesen
Verträgen kein Verbraucher beteiligt ist. Die Arbeit setzt sich also zunächst
damit auseinander, den Rahmen des Unternehmerverkehrs zu umreißen
und zu erklären, wie er in Deutschland und Griechenland zu verstehen ist
(§ 2).

Die Beziehung zwischen der Schiedsgerichtsbarkeit und dem AGB-
Recht kann darüber hinaus nicht näher untersucht werden, ohne sich zu-
nächst mit den Rechtsinstitutionen der AGB (§ 3) und der Schiedsgerichts-
barkeit (§ 4) vertraut zu machen. Dazu ist es erforderlich, ihren angestreb-
ten Zweck, ihre Funktion und Rechtsnatur zu verstehen und ihre (gesetzli-
che) Entwicklung in den zwei hier betroffenen Rechtsordnungen zu be-
trachten. Im Rahmen dieser Darstellung sind Fragen zu erörtern, die mit
der Behandlung der ermittelten Institutionen in den zwei Ländern zu tun
haben. In diesem Zusammenhang ist z.B. eine maßgebliche Frage, ob
Raum für eine analoge Anwendung des in Griechenland grundsätzlich für
Verbraucher normierten AGB-Rechts auf Verträge ohne Verbraucherbeteili-
gung bleibt. Die Sache wird im Folgenden eingehend erörtert (§ 3 E.II.3.).
Die Ermittlung der Schiedsvereinbarung steht des Weiteren auch im Mit-
telpunkt der Untersuchung. Diese Vereinbarung ist die Grundlage und die
Rechtfertigung einer wirksamen Schiedsgerichtsbarkeit und wird weitge-
hend gesetzlich reguliert. Obwohl also sowohl die AGB-Schiedsverfahrens-
klauseln als auch die AGB-Schiedsklauseln zum Gegenstand der vorliegen-
den Untersuchung gehören und zusammen mit dem Oberbegriff „schieds-
rechtliche AGB-Klauseln“ hier bezeichnet werden, sind die AGB-Schieds-
klauseln diejenigen, die die meisten Fragen aufwerfen. Es gilt also zu er-
mitteln, ob die gesetzliche Ausgestaltung der Schiedsvereinbarung mit
ihrer Vereinbarung in AGB im Einklang steht.

Auf die in diesem einführenden Teil ausgeführten Punkte wird im wei-
teren Verlauf der Arbeit häufig Bezug genommen.
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Abgrenzung des unternehmerischen Geschäftsverkehrs

Für die vorliegende Arbeit sind lediglich die Verträge zwischen Unterneh-
mern von Interesse. Es stellt sich nun die Frage, welche Personen als Unter-
nehmer im Sinne dieser Untersuchung gelten und welche Personen dem-
zufolge diese Arbeit und die aus ihr hervorgegangenen Ergebnisse betref-
fen. Die Frage ist im Folgenden für Deutschland (§ 2 A.) und Griechenland
(§ 2 B.) separat zu beantworten.

Deutschland

Zuordnung des Unternehmerbegriffs des § 14 BGB

Der Unternehmerbegriff des deutschen Rechts ist in § 14 BGB zu finden.39

Als Unternehmer wird dort eine natürliche oder juristische Person oder
eine rechtsfähige Personengesellschaft definiert, die bei Abschluss eines
Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruf-
lichen Tätigkeit handelt. Der Unternehmer ist als ergänzender Gegenteil
des Verbrauchers zu verstehen.40 Verbraucher ist nach § 13 BGB jede natür-
liche Person, die ein Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließt, die überwie-
gend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätig-
keit zugerechnet werden können.41 Die beiden Vorschriften bilden zusam-

§ 2

A.

I.

39 Für die Begriffsbestimmung in § 14 BGB wurden §§ 24 und 24a AGBG inhalts-
gleich und wortgleich übernommen. S. dazu und zur Entstehungsgeschichte sehr
ausführlich MüKoBGB/Micklitz/Purnhagen7, Vor §§ 13, 14 Rn. 1 ff., 3 ff.;
Staudinger/Fritzsche, Vorbem. zu §§ 13, 14 Rn. 20 ff.; Staudinger/Fritzsche, § 14
Rn. 1; s.a. BT-Drucks. 14/2658, S. 48. Kritisch bzgl. der Zuordnung der Regel für
die Unternehmer unter dem Abschnitt des BGB für natürliche Personen: Flume,
ZIP 2000, 1427; NK-BGB/Ring, § 14 Rn. 44; Palandt/Ellenberger, § 13 Rn. 1;
Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 76.

40 Im Schrifttum wird oft hervorgehoben, dass der Unternehmerbegriff als Gegen-
satz zum Verbraucherbegriff zu verstehen ist: Staudinger/Fritzsche, Vorbem. zu
§§ 13, 14 Rn. 20; Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 2 („kontradiktorisches Gegenteil“);
Pfeiffer, NJW 1999, 169, 171; Mohr, AcP 204, 660, 669 („Gegenspieler des Verbrau-
chers“).

41 Kritisch gegenüber dieser Definition des Verbrauchers Mohr, AcP 204, 660, 670 ff.

58



men eine systematische und teleologische Einheit42 und knüpfen ihre Re-
levanz an die Ausübung oder Nichtausübung einer gewerblichen oder
selbständigen beruflichen Tätigkeit an.43 Da die beiden Begriffe im Gegen-
satz zueinander stehen, kann dieselbe Person bei demselben Rechtsge-
schäft nicht zugleich als Verbraucher und als Unternehmer handeln.44

Der Unternehmerbegriff unterscheidet sich von dem Kaufmannsbegriff
des § 1 HGB. Der Unternehmer wird weiter als der Kaufmann definiert.45

Beschränkungen der kaufmännischen Eigenschaft sind also für die unter-
nehmerische Eigenschaft irrelevant. Nichts spricht demzufolge dagegen,
dass der selbständige Freiberufler und der Kleingewerbetreibende Unter-
nehmer sind.46 Treffend ist in diesem Zusammenhang die Anmerkung,
dass die Begriffe vom Verbraucher und Unternehmer keine Statusbegriffe
sind.47 Es stimmt also nicht, dass dieselbe Person ausschließlich als Ver-
braucher oder als Unternehmer am Geschäftsverkehr teilnimmt. Die Un-
ternehmer- bzw. Verbrauchereigenschaft kann kein bezeichnender Status
einer Person sein. Jemand ist also als Verbraucher oder Unternehmer ledig-
lich angesichts eines bestimmten Rechtsgeschäfts zu qualifizieren. Bei dem
Kaufmann handelt es sich hingegen um einen Statusbegriff: Jemand ist un-
unterbrochen und hinsichtlich seiner gesamten Tätigkeit und Auftritt im
Geschäftsverkehr Kaufmann.48

Nach dem amtlichen Hinweis zu §§ 13 und 14 dienen die Vorschriften
der Umsetzung bestimmten EU-Richtlinien. Deswegen sind sie richtlinien-
konform bzw. gemeinschaftsrechtskonform auszulegen.49 Unter den umzu-
setzenden Richtlinien fällt auch die Richtlinie 93/13/EWG über miss-
bräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen. Dort werden der Verbrau-

42 Pfeiffer, NJW 1999, 169, 172.
43 Pfeiffer, NJW 1999, 169, 171.
44 Pfeiffer, NJW 1999, 169, 171; Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 3 f.
45 Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 17; Leipold, BGB, § 10 Rn. 32.
46 Staudinger/Fritzsche, Vorbem. zu §§ 13, 14 Rn. 21; Staudinger/Fritzsche, § 14

Rn. 17; MüKoBGB/Micklitz/Purnhagen7, Vor §§ 13, 14 Rn. 115 ff.; MüKoBGB/
Micklitz, § 14 Rn. 5; Palandt/Ellenberger, § 14 Rn. 2; NK-BGB/Ring, § 14 Rn. 39;
Pfeiffer, NJW 1999, 169.

47 Schmidt, BB 2005, 837, 838; ähnlich Bülow, GS Wolf, S. 3.
48 Schmidt, BB 2005, 837, 838.
49 Pfeiffer, NJW 1999, 169, 171 f.; Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 4; MüKoBGB/Mick-

litz, § 14 Rn. 17; Mohr, AcP 204, 660, 671 ff.
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cher in Art. 2 lit. b50 und der sogenannte „Gewerbetreibende“ in Art. 2
lit. c51 definiert. Die Begriffsbestimmung des „Gewerbetreibenden“ ent-
spricht inhaltlich zum großen Teil52 der Legaldefinition des Unternehmers
des deutschen Rechts in § 14 BGB. Nach dem expliziten Wortlaut der
Richtlinie sind allerdings die dort definierten Begriffe nur im Sinne der
bestimmten Richtlinie zu verstehen. Es handelt sich also um keine Defini-
tionen, die allgemein im gemeinschaftsrechtlichen Raum gelten. Eine ge-
meinsame EU-Definition für den Verbraucher und den Unternehmer gibt
es nicht. In den verschiedenen gemeinschaftsrechtlichen Gesetzestexten
sind verschiedene, wenn auch ähnliche, Definitionen des Verbraucherbe-
griffs zu finden.53 Allen Begriffen ist trotzdem gemein, dass der Unterneh-
mer als Gegengewicht des Verbrauchers im Geschäftsverkehr verstanden
und er in Bezug auf seine Tätigkeit im Geschäftsverkehr bestimmt wird.54

Der Unternehmerbegriff des § 14 BGB gilt grundsätzlich55 für das ge-
samte Zivil- und Zivilverfahrensrecht.56 Er ist demnach sowohl für das
AGB-Recht als auch für die Schiedsgerichtsbarkeit57 relevant.

50 Art. 2 lit. b RL 93/13/EWG: „Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten:
[…] b) Verbraucher: eine natürliche Person, die bei Verträgen, die unter diese
Richtlinie fallen, zu einem Zweck handelt, der nicht ihrer gewerblichen oder be-
ruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann“.

51 Art. 2 lit. c RL 93/13/EWG: „Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten:
[…] c) Gewerbetreibender: eine natürliche oder juristische Person, die bei Verträ-
gen, die unter diese Richtlinie fallen, im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruf-
lichen Tätigkeit handelt, auch wenn diese dem öffentlich-rechtlichen Bereich zu-
zurechnen ist“.

52 Die Richtlinie spricht von „beruflicher Tätigkeit“ und nicht von „selbstständiger be-
ruflicher Tätigkeit“, was von Bedeutung für die Einordnung des Arbeitnehmers ist,
der also nach europäischem Recht kein Verbraucher ist. Dazu NK-BGB/Ring, § 14
Rn. 21; MüKoBGB/Micklitz, § 14 Rn. 32; Mohr, AcP 204, 660, 689 ff.

53 Ausführlich die Begriffe, die in den verschiedenen Richtlinien und den anderen
europäischen Gesetzestexten für die Begriffsbestimmung des Verbrauchers be-
nutzt werden, und ihre Bedeutung in: Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 7 ff.; MüKo-
BGB/Micklitz/Purnhagen7, Vor §§ 13, 14 Rn. 101 ff.

54 Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 14.
55 Eine Ausnahme ist der Unternehmerbegriff im Werkvertragsrecht; dazu

Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 18 m.w.N.
56 BGH, NJW 2005, 1273, 1274; Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 18, 19; s.a. NK-BGB/

Ring, § 14 Rn. 6; Jauernig/Mansel, BGB, § 14 Rn. 2; Palandt/Ellenberger, § 13 Rn. 7
und § 14 Rn. 5.

57 In den Vorschriften, die die Schiedsgerichtsbarkeit regeln, ist der Verbraucher in
§ 1031 Abs. 5 ZPO erwähnt. Der Begriff ist dort im Sinne der Legaldefinition des
§ 13 BGB zu verstehen (BGH, NJW 2005, 1273, 1274).

§ 2 Abgrenzung des unternehmerischen Geschäftsverkehrs
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Der Unternehmerbegriff im BGB

Die Person des Unternehmers

Der Unternehmer kann im Gegensatz zum Verbraucher sowohl natürliche
als auch juristische Person sein. Eine rechtsfähige Personengesellschaft,
d.h. eine Personengesellschaft, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte
zu erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen, kann auch Unternehmer
sein. Dazu zählen vor allem die OHG, die KG, die Partnerschaftsgesell-
schaft, die EWIV und die GbR58. Einzige Voraussetzung ist, wie § 14 BGB
bestimmt, dass die natürliche oder juristische Person beim Abschluss des
untersuchten Rechtsgeschäfts eine gewerbliche oder selbständige berufli-
che Tätigkeit ausübt.

Da Unternehmer sowohl natürliche als auch juristische Personen sein
können, werden hiervon auch die juristischen Personen des öffentlichen
Rechts umfasst, sofern sie privatrechtliche59 Verträge abschließen.60 Dies ist
vorwiegend der Fall im Bereich der Daseinsvorsorge.61 Die juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts müssen also, um als Unternehmer zu zäh-
len, neben der Ausübung der gewerblichen bzw. selbstständigen berufli-
chen Tätigkeit ihre Leistungsbeziehungen im Rechtverkehr privatrechtlich
und nicht öffentlich-rechtlich organisieren und sie entgeltlich erbringen.62

II.

1.

58 Obwohl die GbR keine juristische Person ist, wird sie nunmehr als rechtfähig er-
achtet. Der BGH hat dies entschieden: BGH, NJW 2001, 1056, „Die (Außen-)GbR
besitzt Rechtsfähigkeit, soweit sie durch Teilnahme am Rechtsverkehr eigene Rechte und
Pflichten begründet“. Es handelt sich um ständige Rechtsprechung: BGH, NZG
2016, 221; OLG München, NZG 2016, 275; OLG München, NJW-RR 2015, 1382;
LG Detmold, NJW 2015, 3176; AG Hamburg-Blankenese, BeckRS 2015, 07496;
BGH, NJW 2011, 1958.

59 S. zur Unternehmereigenschaft der juristischen Personen des öffentlichen Rechts
beim Abschluss öffentlich-rechtlicher Verträge ausführlich Staudinger/Fritzsche,
§ 14 Rn. 40.

60 Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 39.
61 Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 39.
62 Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 39; MüKoBGB/Micklitz, § 14 Rn. 7; Palandt/Ellen-

berger, § 14 Rn. 2; NK-BGB/Ring, § 14 Rn. 41.
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Die ausgeübte Tätigkeit des Unternehmers

Gewerbliche Tätigkeit

Die gewerbliche Tätigkeit setzt ein äußerlich erkennbares, rechtlich selbst-
ständiges, planmäßiges und auf eine gewisse Dauer angelegtes Anbieten
entgeltlicher Leistungen am Markt voraus.63 Nach der in der Rechtspre-
chung und in der Lehre herrschenden Meinung setzt die gewerbliche Tä-
tigkeit keine Gewinnerzielungsabsicht voraus; es genügt vielmehr ihre Ent-
geltlichkeit.64

Selbstständige berufliche Tätigkeit

§ 14 BGB sieht für die Unternehmer alternativ die Ausübung von selbstän-
diger beruflicher Tätigkeit vor.65 Jemand übt eine selbstständige Tätigkeit
aus, wenn er in eigener Verantwortung und auf eigene Rechnung und Ge-
fahr handelt.66 Durch die Regelung des § 14 BGB werden also vom Unter-
nehmerbegriff diejenigen Personen ausgenommen, die eine unselbständi-
ge Tätigkeit ausüben. Dazu zählen vor allem Arbeitnehmer67 und Beamten
bzw. Angestellte im öffentlichen Dienst. Die Unternehmereigenschaft
kommt dagegen den Freiberuflern, wie z.B. Rechtsanwälten, Ärzten, Steu-
erberatern, Architekten usw., und auch Notare und Landwirten, zu.68

2.

a.

b.

63 So in BGH, NJW 2006, 2250, 2251; Staudinger/Fritzsche, § 13 Rn. 51 und § 14
Rn. 52; MüKoBGB/Micklitz, § 14 Rn. 19 ff.; NK-BGB/Ring, § 14 Rn. 17.

64 BGH, BeckRS 2014, 18861; OLG Köln, BeckRS 2014, 22827; BGH, NJW 2006,
2250; Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 49; Wertenbruch, BGB AT, § 4 Rn. 17; MüKo-
BGB/Micklitz, § 14 Rn. 23 ff.; Palandt/Ellenberger, § 14 Rn. 2; NK-BGB/Ring, § 14
Rn. 17, 36; Faber, ZEuP 1998, 854, 869 f.; Stoffels, AGB-Recht, Rn. 187.

65 Hier ist eine Abweichung von RL 93/13/EWG zu bemerken, die in Art. 2 lit. c le-
diglich berufliche Tätigkeit verlangt.

66 Faber, ZEuP 1998, 854, 871; MüKoBGB/Micklitz, § 14 Rn. 31.
67 S. zu den darauf bezogenen Problemen und insb. zur Verbrauchereigenschaft des

Arbeitnehmers jeweils m.w.N. Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 54 ff.; NK-BGB/Ring,
§ 14 Rn. 15, 21 ff.

68 Larenz/Wolf, § 42 Rn. 26; Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 59; Stoffels, AGB-Recht,
Rn. 188.
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Existenzgründung

Fragen bezüglich ihrer Einordnung wirft die Existenzgründung auf. Damit
ist die Tätigkeit gemeint, die die Rechtsgeschäfte betrifft, die zur Aufnah-
me oder Vorbereitung einer gewerblichen oder selbstständigen beruflichen
Tätigkeit ausgerichtet sind.69 Typische Beispiele dafür sind die Anmietung
eines Büros oder einer Praxis, der Kauf von Büroausstattung, der Abschluss
eines Franchisevertrags, der Erwerb eines Anteils an einer freiberuflichen
Gemeinschaftspraxis usw. Der BGH hat allerdings diesbezüglich schon ent-
schieden und mit überzeugenden Argumenten den Existenzgründer als
Unternehmer eingeordnet.70

Aus dem Wortlaut des § 13 BGB ergibt sich schon laut der ständigen
Rechtsprechung, dass die objektiv zu bestimmende Zweckrichtung71 eines
Verhaltens für die Einordnung des betreffenden Geschäfts entscheidend
ist.72 Knüpft also dieses Verhalten an den privaten Bereich an, geht es um
Verbraucherhandeln; fällt sie dagegen in den gewerblichen bzw. berufli-
chen Bereich, handelt es sich um Unternehmertum.73 Das Vorhandensein
oder Nichtvorhandensein von Erfahrung im Geschäftsverkehr ist nicht von
Bedeutung.74 Maßgeblich ist lediglich der mit dem rechtsgeschäftlichen
Handeln objektiv verfolgte Zweck.75 Nach dieser Überlegung ist der Exis-
tenzgründer als Unternehmer einzuordnen, da seine Geschäfte nach den
objektiven Umständen auf unternehmerisches Handeln ausgerichtet
sind.76 Der Existenzgründer hat sich für die Ausübung einer unternehme-
rischen Tätigkeit entschlossen und tut nun bewusst Schritte in diese Rich-
tung, um die unternehmerische Tätigkeit vorzubereiten. Er übernimmt so-
mit auch die damit verbundenen Risiken. Schon dadurch wird er im Un-

c.

69 BGH, NJW 2008, 435, 436; BGH, NJW 2005, 1273
70 BGH, NJW 2005, 1273; s.a. BGH, BeckRS 2016, 05828.
71 Die sprachliche Differenz in § 13 BGB („zu Zwecken“) und § 14 BGB („in Aus-

übung“) lässt keine unterschiedliche Auslegung der zwei Vorschriften schließen.
Dazu ausführlich Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 62 m.w.N.; a.A. MüKoBGB/Mick-
litz6, § 14 Rn. 27.

72 BGH, NJW 2005, 1273, 1274; LG Bamberg, BeckRS 2015, 12733; OLG Jena,
BeckRS 2013, 22648; BGH, NJW 2009, 3780.

73 BGH, NJW 2005, 1273, 1274; BGH, NJW 2008, 435; OLG Jena, BeckRS 2013,
22648.

74 BGH, NJW 2008, 435, 436.
75 LG Bamberg, BeckRS 2015, 12733.
76 BGH, NJW 2005, 1273, 1274; BGH, NJW 2008, 435, 436.
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ternehmerverkehr tätig.77 Seine Behandlung als Verbraucher wäre dement-
sprechend nicht gerechtfertigt. Dasselbe gilt für Geschäfte im Rahmen der
Existenzaufgabe. Damit sind die Geschäfte gemeint, die die ausgeübte ge-
werbliche oder selbstständige berufliche Tätigkeit beenden, z.B. Veräuße-
rung eines Unternehmens. Diese Geschäfte finden noch im Zuge der un-
ternehmerischen Tätigkeit statt. Sie gehören also ohne weiteres zum unter-
nehmerischen Bereich.78 Zu erwähnen ist, dass der BGH auch einen zu-
sätzlichen Umkehrschluss aus § 513 BGB (früher § 507 BGB) benutzt, um
die Einordnung des Existenzgründers als Unternehmer zu begründen.79

Die genannte Vorschrift regelt die Existenzgründung in Bezug auf Verbrau-
cherkreditgeschäfte: Der Existenzgründer wird nur dann als Verbraucher
behandelt, wenn der Nettodarlehensbetrag oder Barzahlungspreis 75 000
Euro nicht übersteigt. Die Formulierung des Gesetzes, so der BGH80, er-
laubt also den Schluss, dass der Existenzgründer in der Regel nicht als Ver-
braucher gilt.

Der BGH hat von den Geschäften, die im Zuge der Aufnahme einer ge-
werblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit geschlossen werden
(Existenzgründung), solche Geschäfte unterschieden, die erst die Entschei-
dung vorbereiten, ob es überhaupt zu einer Existenzgründung kommen
sollte.81 Es handelt sich bei diesen vor allem um Geschäfte, die zum Zweck
die Ermittlung der Umstände bzw. der wirtschaftlichen Bedingungen ha-
ben, um festzustellen, ob es sich lohnt, im unternehmerischen Bereich tä-
tig zu werden. Diese Geschäfte gehen der Vorbereitung der gewerblichen
oder selbständigen Tätigkeit vor. Sie sind also kein Bestandteil der Exis-
tenzgründung. Aus diesem Grund gehören sie noch nicht zum unterneh-
merischen, sondern zum privaten Bereich.82 Für die Einordnung ist irrele-
vant, ob sich der Geschäftsführende schon vor dem Abschluss des Vertrags
zu einer Existenzgründung entschlossen hat. Maßgeblich ist lediglich der

77 BGH, NJW 2005, 1273, 1274. Die Literatur nimmt diese Ansicht zum großen Teil
an. Dazu Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 62; Palandt/Ellenberger, § 13 Rn. 3; NK-
BGB/Ring, § 14 Rn. 25; Leipold, BGB, § 10 Rn. 32; a.A. MüKoBGB/Micklitz6, § 14
Rn. 27; Prasse, MDR 2005, 961.

78 Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 63; MüKoBGB/Micklitz6, § 14 Rn. 27.
79 BGH, NJW 2005, 1273, 1274.
80 BGH, NJW 2005, 1273, 1274.
81 BGH, NJW 2008, 435, 436; s.a. OLG Jena, BeckRS 2013, 22648.
82 Ständige Rechtsprechung BGH, NJW 2011, 1236; BGH, NJW 2008, 435, 436;

OLG Jena, BeckRS 2013, 22648; BGH, NJW 2011, 1236, 1237.
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objektive Zweck jedes einzelnen Rechtsgeschäfts und nicht die subjektiven
Wertungen der Parteien.83

Nebenberufliche Tätigkeit

Für die Qualifikation als Unternehmer im Sinne des § 14 BGB reicht schon
eine nebenberufliche Tätigkeit oder branchenfremden Nebentätigkeit
aus.84 Eine Person bekommt die Unternehmereigenschaft beim Abschluss
eines im Rahmen gewerblicher oder selbständiger Tätigkeit geschlossenen
Rechtsgeschäfts, selbst wenn diese Person keine andere unternehmerische
Haupttätigkeit ausübt oder sie hauptsächlich in einem anderen (unterneh-
merischen) Bereich tätig ist und das fragliche Geschäft nur im Rahmen
einer Nebentätigkeit getätigt wird. Von Relevanz sind in diesem Zusam-
menhang insbesondere Internetgeschäfte.85

Vermutung zugunsten der Verbrauchereigenschaft

Der BGH beruht auf der negativen Formulierung des § 13 BGB, die darauf
schließen lässt, dass eine natürliche Person grundsätzlich als Verbraucher
anzusehen ist, um eine Vermutung zugunsten der Verbrauchereigenschaft
herzuleiten.86 Im Zweifel gilt also eine Geschäftspartei als Verbraucher.
Deswegen ist bei Vertragsschluss in der Regel von der Verbrauchereigen-
schaft der natürlichen Person auszugehen, selbst wenn diese Person sich
selbst nicht als Verbraucher zu erkennen gibt.87 Eine Widerlegung dieser
Vermutung ist nur dann gerechtfertigt, wenn sich nach den Umständen
des Einzelfalls aus der Sicht der anderen Vertragspartei eindeutig und zwei-
felsfrei ergibt, dass das Handeln des Vertragspartners der gewerblichen
oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit zuzurechnen ist.88

d.

e.

83 Ständige Rechtsprechung BGH, NJW 2008, 435, 436; OLG Jena, BeckRS 2013,
22648; BGH, NJW 2011, 1236, 1237.

84 Vgl. OLG Bremen, NJOZ 2004, 2059, 2060; s.a. Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 64;
MüKoBGB/Micklitz, § 14 Rn. 28; Jauernig/Mansel, BGB, § 14 Rn. 2; Palandt/Ellen-
berger, § 14 Rn. 2; NK-BGB/Ring, § 14 Rn. 40.

85 S. dazu jeweils m.w.N. MüKoBGB/Micklitz, § 14 Rn. 28 f.; Palandt/Ellenberger, § 14
Rn. 2; NK-BGB/Ring, § 14 Rn. 40; Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 73.

86 BGH, NJW 2009, 3780, 3781.
87 BGH, NJW 2009, 3780, 3781.
88 BGH, NJW 2009, 3780, 3781.
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Diese Vermutung ist von Bedeutung, wenn sich eine Partei auf den Ver-
braucherschutz beruft. Denn, wer sich auf ihn beruft, trägt die Darle-
gungs- und Beweislast dafür, dass die Voraussetzungen der Verbraucherei-
genschaft aus § 13 BGB vorliegen.89 Wegen der Vermutung zugunsten der
Verbrauchereigenschaft ist zunächst jedes rechtsgeschäftliche Handeln
einer natürlichen Person grundsätzlich als Verbraucherhandeln anzuse-
hen.90 Die andere Partei muss diese Vermutung im Prozess dann widerle-
gen.

„Dual use“-Geschäfte

Kurz zu erwähnen ist die Problematik der doppelten Zweckverfolgung
(„dual use“-Geschäfte). Eine Person kann nicht zugleich Verbrauchen und
Unternehmer sein. Für die Einordnung jedes Handelns ist der verfolgte
Zweck maßgeblich, der immer objektiv zu bestimmen ist. Wie ist also die
Lage, wenn beim Vertragsschluss sowohl private als auch gewerbliche oder
berufliche Zwecke verfolgt werden? In diesem Fall kommt die entscheiden-
de Rolle dem überwiegenden Zweck zu.91 Dem unternehmerischen Be-
reich ist also ein Verhalten zuzuordnen, das eine überwiegend gewerbliche
oder berufliche Zweckrichtung hat. Wird es angenommen, dass kein
Zweck überwiegt, soll aufgrund der Vermutung der Verbrauchereigen-
schaft,92 das Geschäft als Verbrauchergeschäft behandelt werden.93

f.

89 NK-BGB/Ring, § 14 Rn. 34; Palandt/Ellenberger, § 13 Rn. 4; MüKoBGB/Micklitz,
§ 13 Rn. 78; BGH, NJW 2007, 2619, 2621: „Nach allgemeinen Grundsätzen trägt im
Streitfall derjenige die Darlegungs- und Beweislast, der sich auf den Tatbestand einer
ihm günstigen Rechtsnorm beruft“; s.a. Bülow, GS Wolf, S. 3 ff.

90 BGH, NJW 2009, 3780, 3781.
91 OLG Bremen, NJOZ 2004, 2059; OLG Celle, NJW-RR 2004, 1645; OLG Düssel-

dorf, BeckRS 2009, 22527; LG Bochum, BeckRS 2011, 07008; BT-Drucks.
17/13951, S. 61; Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 68; Jauernig/Mansel, BGB, § 13
Rn. 3; Palandt/Ellenberger, § 13 Rn. 4; NK-BGB/Ring, § 14 Rn. 31.

92 S. oben § 2 A.II.2.e.
93 BT-Drucks. 17/13951, S. 61; Staudinger/Fritzsche, § 14 Rn. 69; Palandt/Ellenberger,

§ 13 Rn. 4; NK-BGB/Ring, § 14 Rn. 31; Faber, ZEuP 1998, 854, 886, 891.
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Griechenland

Zuordnung des Verbraucher- und Lieferantenbegriffs des gr.G.
2251/1994

Das griechische Zivilgesetzbuch (gr.BGB) enthält keine Begriffsbestim-
mung des Verbrauchers oder des Unternehmers in einer dem deutschen
BGB ähnlichen Weise. Darüber hinaus sind im gr.BGB keine Sonderbe-
stimmungen zu finden, die die Beziehungen des Verbrauchers im Einzel-
nen regulieren. Alle Aspekte des Verbraucherschutzes werden in Griechen-
land ausschließlich von dem griechischen Gesetz Nr. 2251 von 1994 „über
den Verbraucherschutz“ (nachstehend „gr.G. 2251/1994“) geregelt.94

Das gr.G. 2251/1994 ist ein Gesetz über den Verbraucherschutz, das der
Umsetzung der Richtlinie 93/13/EWG „über missbräuchliche Klauseln in
Verbraucherverträgen“ in Griechenland dient. Das Gesetz ist jedoch allge-
meiner als die Richtlinie, die lediglich die missbräuchlichen Klauseln in
Verbraucherverträgen betrifft und den Schutz des Verbrauchers vor sol-
chen Klauseln regelt, da es zusätzlich der Umsetzung anderer zahlreicher
Richtlinien dient.95 Im Prinzip nimmt sich das gr.G. 2251/1994 der Regu-
lierung der gesamten Teilnahme des Verbrauchers am Geschäftsverkehr an
(geregelt werden dort unter anderem z.B. die außerhalb von Geschäftsräu-
men geschlossenen Verträge, die Fernabsatzverträge, die Haftung des Liefe-
ranten, Verkäufers, Herstellers und Vertreibers für fehlerhafte Waren, der
Schutz der Gesundheit und der Sicherheit der Verbraucher, die Werbung
und die unlauteren Geschäftspraktiken sowie der Schutz der psychischen
Gesundheit der minderjährigen Verbraucher). Nach der letzten Novelle
des griechischen Verbraucherschutzgesetzes 2018 durch das gr.G.
4512/201896 ist der Zweck des gr.G. 2251/1994 ausdrücklich im Gesetztext

B.

I.

94 Amtsblatt der Griechischen Republik A 191/16.11.1994, S. 2245.
95 Das Gesetz dient der Umsetzung zahlreicher Richtlinien, die sich auf den Ver-

braucherschutz beziehen, in Griechenland. Zu erwähnen sind insb. die Richtli-
nie 93/13/EWG des Rates vom 5.4.1993 über mißbräuchliche Klauseln in Ver-
braucherverträgen, die Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 23.9.2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Ver-
braucher, die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 11.5.2005 über unlautere Geschäftspraktiken, die Richtlinie 2011/83/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25.10.2011 über die Rechte der Ver-
braucher.

96 Gr.G. Nr. 4512 vom 17.01.2018, Amtsblatt der Griechischen Republik A
5/17.1.2018, S. 23.
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bestimmt. Art. 1 Abs. 1 gr.G. 2251/1994 sieht vor, dass die Verbraucherrech-
te und die Verbraucherinteresse unter dem staatlichen Schutz stehen. Art. 1
Abs. 3 gr.G. 2251/1994 spezifiziert anschließend den Gesetzeszweck: Das
Gesetz bezweckt a) den Schutz der Verbraucherrechte, b) den Schutz der
Gesundheit, der Sicherheit und der wirtschaftlichen Interessen der Ver-
braucher, c) die Förderung der Information und Aufklärung der Verbrau-
cher, damit sie die Marktentwicklungen zu ihren Gunsten nutzen können,
d) die Unterstützung des Zusammenschlusses der Verbraucher in Verbän-
den und des Rechts, zu ihre Interessen betreffenden Angelegenheiten an-
gehört zu werden, e) die Entwicklung von Verbraucherbewusstsein und
von Vorbildern angemessenen Verbraucherverhaltens.

Bis zur Novelle 2018 wurden der Verbraucher und seine Gegenpartei,
die vom Gesetz „Lieferant“ („Anbieter“) genannt wird, in Art. 1 Abs. 4
gr.G. 2251/1994 a.F. gesetzlich definiert. Der Zweck der Novelle war je-
doch, das griechische Verbraucherschutzgesetz angesichts der raschen Ent-
wicklung der Technologie und des Angebots neuer Verbrauchergüter und
Dienstleistungen zu modernisieren und dadurch den ausreichenden
Schutz des Verbrauchers zu gewährleisten.97 Über die Rechte und Pflich-
ten der Verbraucher und Lieferanten müssen alle am Geschäftsverkehr Be-
teiligten eine klare Übersicht bekommen.98 Um dem Zweck der Verdeutli-
chung und der Klarheit nachzukommen, hat der Gesetzgeber durch das
gr.G. 4512/2018 einen neuen Artikel in das gr.G. 2251/1994 eingeführt. Es
handelt sich um Art. 1a gr.G. 2251/1994, in welchem Definitionen erhalten
werden, die dazu bestimmt sind, einheitlich zu gelten. Zugleich wurden
die entsprechenden Begriffsbestimmungen, die an verschiedenen Stellen
des gr.G. 2251/1994 zu finden waren, abgeschafft und durch die Definitio-
nen des Art. 1a gr.G. 2251/1994 ersetzt.99 Dies ist auch der Fall für die Defi-
nitionen des Verbrauchers und des Lieferanten, die nunmehr in Art. 1a
Nr. 1 und 2 gr.G. 2251/1994 zu finden sind. Diese Definitionen beziehen
sich auf alle Aspekte des Verbraucherschutzes im griechischen Recht.

Die Verwendung von AGB wird in Art. 2 gr.G. 2251/1994 geregelt. Die
Regelung betrifft grundsätzlich die Verbraucher.100 Es ist daher von aus-
schlaggebender Bedeutung für die Eingrenzung des Anwendungsbereichs
des griechischen AGB-Rechts klarzustellen, wer nach griechischem Recht

97 Begründungsbericht zum gr.G. 4512/2018, S. 43.
98 Begründungsbericht zum gr.G. 4512/2018, S. 43.
99 S. dazu Ampatzi, GRUR Int. 2018, 787, 788.

100 Ausführlich zum subjektiven Anwendungsbereich des Art. 2 gr.G. 2251/1994
unten § 3 E.II.2.
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als Verbraucher gilt. Der Verbraucher und der Lieferant werden nunmehr
in Art. 1a Nr. 1 und 2 gr.G. 2251/1994 anders definiert als in früher gelten-
dem Art. 1 Abs. 4 lit. a und b gr.G. 2251/1994 a.F. Erwähnenswert ist, dass
die Begriffsbestimmung des Lieferanten in Art. 1 Abs. 4 lit. b gr.G.
2251/1994 a.F. nicht selbstständig war. Er wurde nämlich in Bezug auf sei-
ne Interaktion mit dem Verbraucher definiert. Aus diesem Grund war es
auf jeden Fall erforderlich zunächst zu klären, wer als Verbraucher im Sin-
ne des gr.G. 2251/1994 a.F. galt. Obwohl die neue Definition des Lieferan-
ten nicht mehr auf den Verbraucher Bezug nimmt, ist sie immer in einem
Verbraucherschutzgesetz enthalten. Das griechische Recht versteht also of-
fensichtlich weiterhin den Lieferanten als Gegenpartei des Verbrauchers.
Der Lieferant besteht nur gegenüber einem Verbraucher. Im Folgenden
wird die Gesetzesänderung erklärt und zugleich werden die gesetzlichen
Definitionen des Verbrauchers und des Lieferanten im Einzelnen darge-
stellt und erörtert.

Der Verbraucher und der „Lieferant“ gemäß dem gr.G. 2251/1994

Die Begriffsbestimmung des Verbrauchers

Bis zur Novelle 2018 wurde der Verbraucher in Art. 1 Abs. 4 lit. a gr.G.
2251/1994 a.F. wie folgt definiert: „Vorbehaltlich der Sonderbestimmungen
des vorliegenden Gesetzes ist a) Verbraucher jede natürliche oder juristi-
sche Person oder Personengesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit, für wel-
che die auf dem Markt angebotenen Produkte oder Dienstleistungen be-
stimmt sind und welche von diesen Produkten oder Dienstleistungen Ge-
brauch machen, sofern sie ihr Letztempfänger sind. Verbraucher ist auch
(aa) jeder Empfänger einer Werbebotschaft, (bb) jede natürliche oder juris-
tische Person, die für einen Verbraucher eine Bürgschaft leistet, soweit sie
nicht im Rahmen ihrer beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit handelt“.
Der Verbraucherbegriff in Griechenland unterschied sich also sowohl vom
entsprechenden Begriff in Art. 2 lit. b der Richtlinie 93/13/EWG als auch
vom deutschen gesetzlichen Begriff des § 13 BGB, die beide als Verbrau-
cher die natürliche Person ansehen, die ein Rechtsgeschäft zu Zwecken ab-
schließt, die überwiegend101 weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstän-

II.

1.

101 Das Merkmal „überwiegend“ ist in der Richtlinie nicht zu finden. Es geht um
eine Einfügung des deutschen Gesetzgebers. S. dazu Palandt/Ellenberger, § 13
Rn. 1; NK-Ring, § 14 Rn. 2.
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digen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden können. Der alte Verbrau-
cherbegriff des griechischen Rechts war hingegen weiter und betraf jeden
Endempfänger (natürliche oder juristische Person) von Produkten oder
Dienstleistungen, egal ob sie zu privatem oder gewerblichem bzw. berufli-
chem Gebrauch bestimmt waren, sofern diese Person deren Letztempfän-
ger war. Wegen der weiten Definition kam in Griechenland mehr Perso-
nen möglicherweise die Verbrauchereigenschaft zu als in Deutschland. Wer
Verbraucher in Deutschland war, war auch Verbraucher in Griechenland.
Umgekehrt traf diese Aussage jedoch nicht zu. Bezeichnend ist, dass das al-
te Recht jeden Empfänger einer Werbebotschaft ohne jede Begrenzung als
Verbraucher erachtete.102 Nach altem griechischem Recht konnten des
Weiteren auch juristische Personen als Verbraucher angesehen werden.103

Fraglich ist schließlich die Zweckmäßigkeit der Regelung, die den Schutz
des Bürgen von der Verbrauchereigenschaft des Hauptschuldners abhängig
machte.104 Der alte Verbraucherbegriff des griechischen Rechts war zum
Schluss so weit, dass im Prinzip niemand vom möglichen Verbraucherkreis
ausgenommen wurde.105

Dies wurde auch dem Gesetzgeber bewusst, der schließlich den weiten
Verbraucherbegriff des griechischen Rechts durch das gr.G. 4512/2018 ab-
geschafft und ihn durch einen engeren Begriff ersetzt hat.106 Der neue Ver-
braucherbegriff des griechischen Rechts entspricht der Begriffsbestim-
mung des Verbrauchers in Deutschland (§ 13 BGB) und der Richtlinie

102 S. dazu Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 777; Kapnopoulou, Recht der mißbräuch-
lichen Klauseln, S. 47.

103 S. dazu Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 777.
104 Der griechische Gesetzgeber hat diese Regelung von zwei deutschen gerichtli-

chen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts beeinflusst eingeführt
(BVerfG, NJW 1994, 36; BVerfG, NJW 1994, 2749); Dellios, Verbraucherschutz,
Rn. 90. Die ständige griechische Rechtsprechung geht nun ebenfalls von der
Schutzbedürftigkeit des Bürgen des Verbrauchers aus (Einzelrichter-Landgericht
Larissa 287/2017; Einzelrichter-Landgericht Thessaloniki 7423/2015; Einzelrich-
ter-Landgericht Lamia 414/2013; Berufungsgericht Thessaloniki 312/2012; Beru-
fungsgericht Piräus 52/2011; Berufungsgericht Thessaloniki 459/2011; Beru-
fungsgericht Larissa 114/2007; Landgericht Thessaloniki 31919/2007; Berufungs-
gericht Athen 5253/2003). Die Abhängigkeit des Schutzes des Bürgen von der
Verbrauchereigenschaft des Hauptschuldners wurde kritisiert, während die Not-
wendigkeit für autonomen und selbstständigen Schutz des Bürgen, der nicht im
Rahmen seiner gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit handelt, hervorgeho-
ben wurde. S. dazu Dellios, Verbraucherschutz, Rn. 89 ff.; Ampatzi, GRUR Int.
2018, 775, 777.

105 Begründungsbericht zum gr.G. 4512/2018, S. 45.
106 Begründungsbericht zum gr.G. 4512/2018, S. 44 f.
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93/13/EWG (Art. 2 lit. b). Nunmehr wird in Griechenland der Verbraucher
in Art. 1a Nr. 1 gr.G. 2251/1994 wie folgt definiert: „Vorbehaltlich der Son-
derbestimmungen des vorliegenden Gesetzes ist: 1) Verbraucher: jede na-
türliche Person, die zu Zwecken handelt, die nicht ihrer gewerblichen, ge-
schäftlichen, handwerklichen oder freiberuflichen Tätigkeit zugerechnet
werden können“. Der griechische Gesetzgeber beruht also auf der Zweck-
richtung der Tätigkeit einer natürlichen Person, um den Verbraucher zu
definieren. Die natürliche Person, die in Ausübung ihrer gewerblichen, ge-
schäftlichen, handwerklichen oder freiberuflichen Tätigkeit handelt, gilt
nicht als Verbraucher. Juristische Personen können nicht mehr als Verbrau-
cher angesehen werden. Die Entscheidung des Gesetzgebers, die juristi-
schen Personen vom Verbraucherbegriff auszunehmen, steht im Einklang
mit der Entscheidung, der Verbraucher in Abhängigkeit von seiner Tätig-
keit zu bestimmen. Die juristischen Personen handeln nämlich im Prinzip
nicht zu privaten, sondern zu gewerblichen oder beruflichen Zwecken. Es
ist also nur folgerichtig, dass sie nicht in einem Verbraucherbegriff enthal-
ten sind, in welchem die nicht gewerbliche, geschäftliche, handwerkliche
oder freiberufliche Tätigkeit entscheidend ist.107

Der Zweck, der jede Person bei ihrer Handlung verfolgt, ist objektiv zu
bestimmen. Auf den inneren Willen kommt es nicht an. Es ist also nicht
von Bedeutung, ob die natürliche Person selbst als Verbraucher erachtet
und darstellt oder nicht. Entscheidend sind vielmehr der Inhalt jedes ein-
zelnen Rechtsgeschäfts, der durch Auslegung festzustellen ist, sowie die
Umstände des Einzelfalls, die für die Verbrauchereigenschaft einer Person
sprechen. Ebenso bedeutungslos soll sein, ob die natürliche Person in Aus-
übung ihrer gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder freiberuf-
lichen Haupttätigkeit oder im Rahmen einer derartigen branchenfremden
Nebentätigkeit handelt. In beiden Fällen ist die Geschäftserfahrung dieser
Person zu bejahen, die gegen ihre Schutzbedürftigkeit als Verbraucher
spricht.108

Zu bemerken ist schließlich, dass der griechische Gesetzgeber in Art. 1a
Nr. 1 gr.G. 2251/1994 sprachlich eine negative Formulierung gewählt hat.
Es wird nämlich bestimmt, in Ausübung welcher Tätigkeit eine Person
nicht handeln muss, um sich als Verbraucher zu qualifizieren. Die Gesetzes-
wendung entspricht also der des deutschen Rechts in § 13 BGB. Es wurde
bereits erklärt, dass die erwähnte negative Formulierung eine Vermutung

107 Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 777; vgl. auch Dellios, Verbraucherschutz,
Rn. 73.

108 Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 780.
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zugunsten der Verbrauchereigenschaft schließen lässt.109 Es ist also nur fol-
gerichtig und konsequent, auch nach griechischem Recht von der Ver-
brauchereigenschaft einer natürlichen Person grundsätzlich auszugehen, es
sei denn, die Umstände des Einzelfalls deuten darauf hin, dass die fragliche
Person zu Zwecken handelt, die ihrer gewerblichen, geschäftlichen, hand-
werklichen oder freiberuflichen Tätigkeit zugerechnet werden können.110

Wegen der Vermutung zugunsten der Verbrauchereigenschaft ist auch ein
„Dual-use“-Geschäft, bei welchem weder ein privater noch ein gewerbli-
cher bzw. beruflicher Zweck überwiegend ist, als Verbrauchergeschäft zu
behandeln.111

Die Begriffsbestimmung des „Lieferanten“ und eine begriffliche
Klarstellung für die vorliegende Arbeit

Dem Verbraucher steht als sein Gegenspieler der Lieferant (Anbieter) ge-
genüber. Bis zur Novelle 2018 des Verbraucherschutzgesetzes wurde als
Lieferant in Art. 1 Abs. 4 lit. b gr.G. 2251/1994 a.F. jede natürliche oder ju-
ristische Person definiert, die im Rahmen ihrer beruflichen oder gewerbli-
chen Tätigkeit den Verbraucher mit Produkten versorgte oder ihm ihre
Dienstleistungen leistete. Als Lieferant galt auch der Werbende. Der Liefe-
rant wurde also im alten griechischen Recht grundsätzlich im Zusammen-
hang mit seiner beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit bestimmt. Zu-
sätzlich wurde aber verlangt, dass seine Tätigkeit darin bestand, für den Ver-
braucher Produkte und Dienstleistungen zu leisten. Die alte Fassung des
griechischen Gesetzes deutete deutlich an, dass der Lieferant nur als Ge-
genpartei des Verbrauchers zu verstehen war. Aus diesem Grund berief sich
das Gesetz bei der Begriffsbestimmung des Lieferanten ausdrücklich auf
seine Interaktion mit dem Verbraucher.

Das gr.G. 4512/2018 hat jedoch den Lieferantenbegriff des Art. 1 Abs. 4
lit. b gr.G. 2251/1994 a.F. abgeschafft und ihn durch Art. 1a Nr. 2 gr.G.
2251/1994 ersetzt. Der Lieferant wird nunmehr wie folgt definiert: „Vorbe-
haltlich der Sonderbestimmungen des vorliegenden Gesetzes ist: 2) Liefe-
rant (Anbieter): jede natürliche oder juristische Person, egal ob des priva-
ten oder des öffentlichen Rechts, die – selbst durch jede andere Person, die
in ihrem Namen und auf ihre Rechnung handelt – zu Zwecken handelt,

2.

109 Oben § 2 A.II.2.e.
110 Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 782.
111 S.a. zum deutschen Recht oben § 2 A.II.2.f.
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die sich auf ihre gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder beruf-
lichen Tätigkeiten beziehen.“ Es wird also klar, dass die Richtung der vor-
genommenen Tätigkeit immer relevant ist für die Einordnung einer Per-
son als Lieferant. In diesem Sinne hat die Gesetzesnovelle keine wesentli-
che Änderung für den Lieferantenbegriff eingeführt. Handelt eine natürli-
che oder juristische Person in Ausübung ihrer gewerblichen, geschäftli-
chen, handwerklichen oder beruflichen Tätigkeit, qualifiziert sich diese
Person als Lieferant. In der neuen Fassung des Gesetzes wird jedoch nicht
mehr erwähnt, dass der Lieferant dem Verbraucher mit Produkten versorgt
oder ihm seine Dienstleistungen leistet.

Die alte Formulierung der Lieferantendefinition ließ schließen, dass der
Lieferant nicht nur im Rahmen seiner gewerblichen oder beruflichen Tä-
tigkeit handelte, sondern auch immer gegenüber einem Verbraucher. Wäre
also der Vertragspartner kein Verbraucher, dann handelte es sich nicht um
einen „Lieferanten“ im Sinne des gr.G. 2251/1994 a.F. Aus diesem Grund
bestand kein Rechtsgeschäft zwischen „Lieferanten“. Der „Lieferant“ wurde
vom Gesetz ausdrücklich als Gegenpartei des Verbrauchers verstanden und
nur so definiert. Die Einordnung als „Lieferant“ im gesetzlichen Sinne war
also immer von dem Bestehen eines Verbrauchers abhängig. Die neue Fas-
sung des Verbraucherschutzgesetzes enthält keine ähnliche Erwähnung.
Art. 1a Nr. 2 gr.G. 2251/1994 nimmt auf den Verbraucher keinen Bezug.
Allerdings muss berücksichtigt werden, dass das gr.G. 2251/1994 den
Schutz des Verbrauchers als Zweck hat (Art. 1 Abs. 3 gr.G. 2251/1994). Es
handelt sich um ein reines Verbraucherschutzgesetz. Daraus ist bei allen
Aspekten des Gesetzes immer ein Zusammenhang mit dem Verbraucher
herzuleiten. Der Begriff „Lieferant“ bezeichnet also immer die Gegenpar-
tei des Verbrauchers, selbst wenn dies im Gesetz nicht ausdrücklich steht.
Aus diesem Grund sind immer in der griechischen Rechtsprechung keine
Entscheidungen zu finden, die sich auf eine Streitigkeit „zwischen Liefe-
ranten“ beziehen. Ist in einem bestimmten Fall kein Verbraucher beteiligt,
dann ist die Rede von einem Geschäft „zwischen Unternehmern“112. Der
„Lieferant“ ist kein Verbraucher und handelt lediglich gegenüber einem
Verbraucher. Der Unternehmer ist ebenso nicht ein Verbraucher im Sinne
des gr.G. 2251/1994 und handelt gegenüber einem anderen Unternehmer.
Der Begriff „Lieferant“ kann also in der vorliegenden Arbeit im Zusam-
menhang mit ihrem Gegenstand, der nur auf Geschäfte ohne Verbraucher-

112 Vgl. z.B. Areopag 457/2017; Areopag 1430/2017; Areopag 403/2016. Das griechi-
sche Wort „émporos“ bezeichnet in diesem Zusammenhang nicht den Kauf-
mann, sondern den Unternehmer.
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beteiligung begrenzt ist, nicht benutzt werden. Zu bemerken ist, dass we-
der der „Lieferant“ noch der „Unternehmer“ mit dem Kaufmann des grie-
chischen Handelsrechts113 gleichzustellen ist.114 Die Annahme einer sol-
chen Gleichstellung würde dazu führen, dass manche Fälle nicht einzuord-
nen wären: Ein selbständiger Freiberufler, wie z.B. ein Rechtsanwalt oder
ein Arzt, ist nämlich kein Kaufmann nach griechischem Recht,115 er ist
aber auch kein Verbraucher nach dem gr.G. 2251/1994, sofern er zu Zwe-
cken handelt, die ihrer gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder
freiberuflichen Tätigkeit zugerechnet werden können. Die in der vorlie-
genden Arbeit untersuchten Verträge sind also nicht Verträge zwischen
Kaufleuten, da dies bedeuten würde, dass die Geschäfte von Personen, wie
den Freiberuflern, unberücksichtigt bleiben würden. Die vorliegende Un-
tersuchung beabsichtigt allerdings die Ermittlung der in AGB enthalten-
den schiedsrechtlichen Vereinbarungen aller Personen, die keine Verbrau-
cher sind. Obwohl im griechischen Recht keine selbständige Begriffsbe-
stimmung des Unternehmers im hier gemeinten Sinne zu finden ist, han-
delt es sich um den einzigen Begriff, der den Gegenstand der vorliegenden
Arbeit zutreffend bezeichnet. Deswegen ist es zweckmäßig, nachfolgend in
der Arbeit den Begriff „Unternehmer“ sowohl für das deutsche als auch für
das griechische Recht zu benutzen, um die natürlichen und juristischen
Personen zu bezeichnen, die nicht notwendigerweise Kaufleute sind, beim
Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder
selbständigen beruflichen Tätigkeit handeln und demzufolge keine Ver-
braucher nach deutschem bzw. nach griechischem Recht sind. Die Verträge
nur zwischen diesen Personen bilden den Untersuchungsgegenstand der
vorliegenden Arbeit.

113 Die Bestimmung des Kaufmanns in Griechenland erfolgt sowohl objektiv nach
seiner Tätigkeit als auch subjektiv nach seiner Eigenschaft; s. dazu m.w.N. Pera-
kis, Handelsrecht, § 16 Rn. 3, § 17 Rn. 3 und § 29 Rn. 17.

114 Das Handelsrecht gilt nicht im Gegensatz zum Verbraucherrecht. Allerdings
dies nicht so klar in: Perakis, Handelsrecht, § 5 Rn. 28 ff.

115 Perakis, Handelsrecht, § 2 Rn. 4, 13, § 30 Rn. 73, § 36 Rn. 1 ff., § 37 Rn. 1 ff.
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Die Relevanz der Änderung des Verbraucherbegriffs für das AGB-
Recht

Probleme des alten Rechts

Der alte weite Verbraucherbegriff des griechischen Rechts warf bedeutende
Fragen in Bezug auf seine Zweckmäßigkeit auf. Da der Verbraucherbegriff
im Prinzip den Anwendungsbereich des AGB-Rechts des Art. 2 gr.G.
2251/1994 bestimmte, bezogen sich die sich aus dem weiten Verbraucher-
begriff ergebenden Probleme auch auf die Anwendung des AGB-Rechts in
Griechenland. Im Folgenden werden diese Probleme dargestellt. Vor die-
sem Hintergrund wird erörtert, welche Relevanz die Einführung eines neu-
en Verbraucherbegriffs durch den gr.G. 4512/2018 für das AGB-Recht hat.

Für die Qualifizierung einer (natürlichen oder juristischen) Person als
Verbraucher war nach dem alten Recht lediglich ihre Eigenschaft als Letzt-
empfänger von Produkten oder Dienstleistungen entscheidend. Nicht von
Bedeutung war hingegen, ob die Produkte oder Dienstleistungen dazu be-
stimmt waren, Privatzwecken zu erfüllen oder der gewerblichen oder be-
ruflichen Tätigkeit des Letztempfängers zu dienen. Auch im letzteren Fall
wurde der Letztempfänger vom Gesetz als schutzwürdig erachtet, und
zwar genau so, wie die Person, die zu privaten Zwecken handelte. Die
Schutzbedürftigkeit des Endempfängers116 musste also nicht im Einzelnen
dargelegt und bewiesen werden, da sie sich gerade aus dem Gesetz er-
gab.117

Der Gesetzgeber wollte allen schutzwürdigen Personen einen vollständi-
gen Schutz gewähren. Obwohl der Gewerbetreibende in der Regel über
mehr Erfahrung und Geschäftsgewandtheit verfügt als die Person, die zu
privaten Zwecken handelt, bedeutet dies jedoch nicht, dass sein Vertrags-
partner ihm nicht überlegen sein kann und dass er gegenüber seinem Ver-
tragspartner nicht schutzwürdig ist, insbesondere wenn der Vertrag nicht
im Einzelnen ausgehandelte AGB enthält und der Gegenstand des Ge-
schäfts von großer wirtschaftlicher Bedeutung ist.118 Der Gesetzgeber hat
dies berücksichtigt und die mögliche Schutzwürdigkeit des Kleingewerbe-
treibenden in Betracht gezogen. Er wollte durch die Einführung eines wei-
ten Verbraucherbegriffs auch solche Fälle unter seinen Schutz stellen und

III.

1.

116 Die Begriffe „Letztempfänger“ und „Endempfänger“ werden in der Arbeit als
Synonyme benutzt.

117 Dellios, Verbraucherschutz, Rn. 78; Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 778.
118 Dellios, Verbraucherschutz, Rn. 77; Roussos, ZEuP 2005, 322, 324.
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demzufolge keine seines Erachtens schutzwürdige Person schutzlos las-
sen.119 Als Kriterium der Schutzwürdigkeit hatte der Gesetzgeber vor der
Novelle 2018 des Verbraucherschutzgesetzes die Eigenschaft einer Person
als Letztempfänger von Produkten oder Dienstleistungen festgelegt. Er war
der Meinung, dass sich die Person, die kein Letztempfänger war, sondern
die erworbenen Produkte oder Dienstleistungen weiterveräußern bzw. den
eigenen Kunden anbieten mochte, auf weitere Rechtsgeschäfte und auf die
ihnen angehörenden Risiken und Gefahren vorbereitete. Eine solche Per-
son wurde demnach nicht als schutzwürdig angesehen. Im Ergebnis
brauchte keinen Schutz – nach der Vorstellung des Gesetzgebers – nur der
Händler, der kein Letztempfänger war und beabsichtigte, das erworbene
Produkt oder die Dienstleistung weiterzuveräußern bzw. den eigenen Kun-
den anzubieten.

Obwohl die Ausgangbasis des Gesetzgebers nicht unplausibel insoweit
war, als der Gewerbetreibende tatsächlich schutzwürdig sein kann, da es
selbst unter Gewerbetreibenden zahlreiche Unterschiede gibt und sicher-
lich nicht alle imstande sind, ihren Willen gleichmäßig durchzusetzen, ist
zweifelhaft, ob die Einführung des weiten Verbraucherbegriffs ihr ange-
strebtes Ziel erreicht hatte.120 Problematisch war insbesondere das vom
Gesetzgeber gewählte Kriterium: Zum einen bestand das Problem der Be-
stimmung des Letztempfängers.121 Das Gesetz erklärte nämlich nicht, wer
als Letztempfänger galt. Die Bestimmung des Letztempfängers war insbe-
sondere dann schwierig, wenn es um Dienstleistungen ging. Zum anderen
ist fraglich, ob die Absicht des Empfängers, die erworbenen Produkte oder
Dienstleistungen weiterzuveräußern bzw. den eigenen Kunden anzubieten,
ein sicheres Indiz für seine Geschäftsgewandtheit und demzufolge für sei-
ne Schutzwürdigkeit war. Im Prinzip ging der Gesetzgeber davon aus, dass
die Person, die die erworbenen Produkte oder Dienstleistungen weiterver-
äußert bzw. den eigenen Kunden anbietet und in diesem Sinne weiterhan-
delt, über Geschäftsgewandtheit verfügt. Deswegen galt eine solche Person
laut dem Gesetzgeber nicht als schutzwürdig. Der Kausalzusammenhang,
auf welchen das Gesetz abstellte, besteht jedoch nicht: Die eventuelle Ge-
schäftsgewandtheit oder Geschäftserfahrung einer Person kann nicht der
Grund sein, weshalb diese Person weiterhandelt. Ebenso wenig trifft über-
dies zu, dass der Letztempfänger aus Mangel an Erfahrung oder Geschäfts-

119 S. Begründungsbericht zum gr.G. 2251/1994, unter dem ersten Artikel; s.a. Pa-
parseniou, Verbrauchervertragsrecht, S. 12 f.

120 Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 778.
121 Dellios, Verbraucherschutz, Rn. 80 ff.; Mentis, AGB, S. 9 f.
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erfahrung nicht weiterhandelt. Vielmehr gibt es dabei keinen Kausalzu-
sammenhang.122 Aus diesem Grund ist die Absicht einer Person, die erwor-
benen Produkte oder Dienstleistungen weiterzuveräußern bzw. den eige-
nen Kunden anzubieten kein sicheres Kriterium für ihre Schutzwürdigkeit.
Darüber hinaus ist diese Absicht nicht immer einfach einzuordnen. Es ist
nämlich möglich, dass der Empfänger einen doppelten Zweck verfolgt.
Dies ist insbesondere dann den Fall, wenn eine Person ein Produkt er-
wirbt, um es für eine Weile zu benutzen und dann es als Gebrauchtware
weiterzuveräußern.123

Der weite Verbraucherbegriff konnte zu Paradoxen und unbilligen Er-
gebnissen bei der Anwendung des AGB-Rechts führen. Dies verdeutlicht
folgendes Beispiel: Die große Bank, die Papier in großen Mengen kauft,
um es selbst zu benutzen, galt als Endempfänger des Papiers und konnte
sich auf den Verbraucherschutz berufen, auch um AGB als unwirksam zu
erklären. Auf der anderen Seite war der Mittelstand, wie beispielsweise
eine kleine Schreibwarenhandlung, die ein kleines Familienunternehmen
ist und Papier kauft, um es weiter zu verkaufen, kein schutzwürdiger Letzt-
empfänger im Sinne des gr.G. 2251/1994 a.F. und konnte vom griechischen
AGB-Recht nicht begünstigt werden. Dies erscheint unbillig. Nicht weil
der Mittelstand unbedingt von dem AGB-Recht geschützt werden muss,
sondern weil die große Bank nicht schutzwürdiger gegenüber ihren Ver-
tragspartnern ist, als der Mittelstand. Der Fehler des griechischen Gesetz-
gebers war, dass er versucht hatte, Unbilligkeiten in verschiedenen Aspek-
ten des Geschäftsverkehrs durch die Erweiterung des Verbraucherbegriffs
zu korrigieren, als er die Anwendung jeder Rechtsinstitution im Einzelnen
regeln sollte. Für einen angemessenen Schutz vor missbräuchlichen AGB
sollte also nicht der Anwendungsbereich des AGB-Rechts durch eine weite
Verbraucherdefinition erweitert werden, sondern die Eingriffs- und An-
wendungsvoraussetzungen des AGB-Rechts streng bestimmt und nur auf
solche Fälle begrenzt werden, in denen ein wirkliches Bedürfnis nach
einem gesetzlichen Eingriff besteht. Dieser Fehler wollte der Gesetzgeber
durch die Novelle 2018 korrigieren. Diesem Zweck dienen also die Ände-
rungen in Art. 2 gr.G. 2251/1994, die später in der Arbeit zu erörtern
sind.124

122 Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 778.
123 Kapnopoulou, Recht der mißbräuchlichen Klauseln, S. 44; Ampatzi, GRUR Int.

2018, 775, 778.
124 S.u. § 3 E.II.2.
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Die Erweiterung des Verbraucherbegriffs führte überdies nicht nur zu
Ungleichheiten, sondern stand auch mit dem modernen Geschäftsverkehr
nicht im Einklang. Die allgemeine Tendenz ist, dass die privatrechtlichen
Rechtsgeschäfte von der Privatautonomie weitgehend geprägt sind und der
staatliche Eingriff begrenzt ist. Der Staat greift nur dann ein, wenn es abso-
lut notwendig ist. Die Erweiterung des Verbraucherbegriffs hieß jedoch die
Erweiterung des Anwendungsbereichs des gr.G. 2251/1994 und des AGB-
Rechts, was die Erweiterung des staatlichen Eingriffs bedeutete. Der weit-
gehende Staatseingriff kann allerdings nicht das Ziel eines Staates mit mo-
dernem Rechtssystem sein. Dadurch wird die unternehmerische Tätigkeit
nicht gefördert. Die Entscheidung des griechischen Gesetzgebers wurde
der Vereinfachung und der Liberalisierung der Geschäfte, die immer mehr
den Rechtsverkehr kennzeichnen, nicht gerecht.

Die Entscheidung des griechischen Gesetzgebers, die Verbrauchereigen-
schaft von der Letztempfängereigenschaft abhängig zu machen, hat zur
Unsicherheit geführt. Solange eine Person ihre Absicht, das erworbene
Produkt weiterzuveräußern oder die erbrachte Dienstleistung den eigenen
Kunden anzubieten, nicht deutlich erklärte, konnte der Vertragspartner
dieser Person nicht sicher sein, ob er mit einem Verbraucher zu tun hatte
oder nicht. Darüber hinaus wurde der Letztempfängerbegriff in der Recht-
sprechung nicht einheitlich definiert.125 Obwohl es zahlreiche gerichtliche
Entscheidungen zu finden sind, die den weiten Verbraucherbegriff des
Art. 1 Abs. 4 lit. a gr.G. 2251/1994 a.F. als übermäßig beurteilen und eine
korrigierende Auslegung als dringend erachten, um eine Beschränkung des
Begriffs zu erzielen,126 gibt es ebenso viele Entscheidungen, die auf der Li-
nie des Gesetzwortlauts bleiben und für eine weite Verbraucherdefinition
plädieren.127 Nach der ersten Gruppe der gerichtlichen Entscheidungen
sollte die Zweckrichtung der vorgenommenen Tätigkeit einer Person rele-

125 Mehr dazu Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 779 f.
126 Einzelrichter-Berufungsgericht Nord Ägäis 84/2015; Berufungsgericht Athen

4841/2014; Einzelrichter-Landgericht Athen 6915/2014; Landgericht Athen
20/2013; Berufungsgericht Athen 7318/2013; Berufungsgericht Athen
5167/2013; Berufungsgericht Athen 3721/2013; Einzelrichter-Landgericht Lamia
414/2013; Einzelrichter-Landgericht Athen 299/2012; Berufungsgericht Athen
1309/2012; Berufungsgericht Athen 1159/2012; Berufungsgericht Thessaloniki
312/2012; Landgericht Thessaloniki 22450/2011; Landgericht Athen 7169/2010;
Landgericht Athen 1316/2010; Landgericht Athen 735/2010; Berufungsgericht
Larissa 806/2010; Berufungsgericht Thessaloniki 317/2009.

127 Areopag (Plenum) 13/2015; Landgericht Xanthi 32/2015; Berufungsgericht
Thrakien 224/2013; Berufungsgericht Athen 2147/2013; Amtsgericht Athen
422/2013; Landgericht Chalkidike 83/2013; Areopag 1343/2012; Berufungsge-
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vant sein und demzufolge als Verbraucher der Vertragspartner des Lieferan-
ten gelten, der nicht zu beruflichen oder gewerblichen Zwecken handelte.
Nur diese Person sei nämlich schutzwürdig, da sie die Kenntnisse, die Er-
fahrung und die allgemeine Verhandlungsfähigkeit fehlen, über welche
sein Vertragspartner verfüge. Zu bemerken ist, dass, obwohl die Annahme
eines engen Verbraucherbegriffs zu rechtpolitisch gerechtfertigten Ergeb-
nissen führen konnte, ist die Begründung in den erörterten Entscheidun-
gen zu beanstanden, da sie unvollständig ist. Die Gerichte heben zwar die
Notwendigkeit einer korrigierenden Auslegung hervor, sie erklären aber
nicht, warum eine solche Auslegung des Gesetzes rechtsmethodisch ge-
rechtfertigt ist. Die Entscheidungen, die zur zweiten erwähnten Gruppe
gehören, berufen sich auf die angebliche Richtlinienkonformität des grie-
chischen Verbraucherbegriffs, um ihn zu rechtfertigen. Die Richtlinie
93/13/EWG erlaube nämlich die Bestimmung strengeren Regelungen
(Art. 8 RL 93/13/EWG) und deswegen sei der griechische Gesetzgeber be-
rechtigt, den möglichen Verbraucherkreis auszudehnen. Diese Entschei-
dungen erachten als Letztempfänger diejenige Person, die das Produkt sei-
ner Natur nach benutzt, ohne die Absicht zu haben es unverändert oder
nach Verarbeitung an andere Käufer zu übertragen, sowie diejenige, die
von der Dienstleistung selbst Gebrauch macht und diese den eigenen Kun-
den nicht anbietet. Im Einzelfall könne sich der Vertragspartner auf die
Generalklausel des Rechtsmissbrauchsverbots des Art. 281 gr.BGB berufen,
wenn er glaubt, dass die andere Partei nicht in der Tat schutzwürdig sei
und sich missbräuchlich auf den Verbraucherschutz berufe. Die Ausgangs-
basis dieser Entscheidungen ist jedoch im Prinzip ebenso problematisch.
Es ist nämlich fraglich, ob die weite Verbraucherdefinition des griechi-
schen Rechts der Richtlinienkonformität gerecht wurde. Der Gesetzgeber
hatte einen weiten Verbraucherbegriff eingeführt, der den Verbraucher-
kreis nicht deutlich bestimmte und Raum für Zweifel ließ. Die Unsicher-
heit, die der Begriff zur Folge hatte, stand also nicht im Einklang mit den
klar bestimmten Schutzzielen der Richtlinie und des Gemeinschafts-
rechts.128 Es stellt sich also die Frage, ob der griechische Gesetzgeber durch

richt Athen 63/2012; Areopag 733/2011; Landgericht Athen 1957/2011; Beru-
fungsgericht Athen 6151/2011; Berufungsgericht Piräus 72/2011; Berufungsge-
richt Thessaloniki 2005/2010; Berufungsgericht Larissa 133/2010; Areopag
2273/2009; Areopag 16/2009; Berufungsgericht Thessaloniki 1411/2009; Beru-
fungsgericht Thessaloniki 1215/2008; Berufungsgericht Athen 1060/2008; Beru-
fungsgericht Athen 4788/2008; Berufungsgericht Athen 2302/2007; Landgericht
Thessaloniki 35058/2005; Berufungsgericht Larissa 592/2005; Areopag 989/2004.

128 Kapnopoulou, Recht der mißbräuchlichen Klauseln, S. 49.
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die Erweiterung des Verbraucherbegriffs tatsächlich ein höheres Schutzni-
veau durch eine strengere Bestimmung gewährleistet hatte und ob demzu-
folge die weite Verbraucherdefinition richtlinienkonform war. Zum
Schluss ist zu bemerken, dass die Tatsache, dass es keine ständige Recht-
sprechung gab, jedenfalls auf die Rechtsunsicherheit, die bestand, hindeu-
tet.

Die Bedeutung der Gesetzesänderung

Vor der Novelle 2018 wurden in der Literatur bezüglich des Problems des
weiten Verbraucherbegriffs verschiede Lösungsansätze vertreten:129 Es gab
Stimmen, die für die Zweckmäßigkeit des engen Verbraucherbegriffs plä-
dierten.130 Dabei handelte sich jedoch vielmehr um einen Vorschlag de le-
ge ferenda, der auf rechtspolitische Argumente abstellte. Erklärt wurde
nämlich lediglich, warum die Annahme des engen Begriffs den Bedürfnis-
sen des Geschäftsverkehrs nachkam. Vorgeschlagen wurde zudem, dass der
Gesetzgeber auf einen gesetzlichen Verbraucherbegriff gänzlich verzichtet,
sodass der Richter im Einzelfall entscheiden könnte, ob es sich um Ver-
braucher handelt.131 Es fragt sich jedoch, wie in diesem Fall eine gespalte-
ne Rechtsprechung vermieden werden könnte.132 Ein anderer Teil der Lite-
ratur war der Meinung, dass das Gesetz den Bedürfnissen des Geschäftsver-
kehrs gerecht wurde, weshalb er eine Korrektur des Gesetzes nicht als not-
wendig erachtete.133 Vielmehr sollte die „teleologische Bezugsetzung [sic]
zur ratio jeder einzelnen Regelung des Gesetzes 2251/1994 entscheidend“
für die Ermittlung des Sinngehalts des Letztempfängerbegriffs sein.134

Laut Paparseniou rechtfertige die Teleologie des Art. 2 gr.G. 2251/1994 a.F.,
der sich auf die Verwendung von AGB bezieht, die weite Verbraucherdefi-
nition, die im Ergebnis den weitgehenden Schutz vor missbräuchlichen
Klauseln gewährleiste.135 Allerdings wird klar, dass eine solche Betrachtung

2.

129 Ausführlich dazu Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 780 f.
130 Alexandridou, Verbraucherschutzrecht, Rn. 21 ff. m.w.N.
131 Alexandridou, Verbraucherschutzrecht, Rn. 24.
132 S. zur Bedeutung der „Präjudizien“ für die Bildung von „Richterrecht“ Larenz,

Methodenlehre, S. 429 ff.
133 Paparseniou, Verbrauchervertragsrecht, S. 19.
134 Paparseniou in: Inhaltskontrolle im nationalen und Europäischen Privatrecht,

S. 155, 157.
135 Paparseniou in: Inhaltskontrolle im nationalen und Europäischen Privatrecht,

S. 157
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zu keinem Verbraucherbegriff führen konnte, der einheitlich für alle As-
pekte des griechischen Rechts zu gelten war.

Das Kernproblem des weiten Verbraucherbegriffs war jedenfalls für das
Schrifttum die Auslegung des Letztempfängerbegriffs. Diesbezüglich wur-
den mehrere Meinungen vertreten:136 Ein Teil der Literatur plädierte für
eine Auslegung des Begriffs in einem engen ökonomischen Sinne.137 Letzt-
empfänger seien also nicht diejenigen Personen, die Produkte oder Dienst-
leistungen empfangen, um ihre gewerblichen oder beruflichen und nicht
privaten Bedürfnisse abzudecken, da sie das Produkt oder die Dienstleis-
tung in die Produktion der eigenen Produkte bzw. das Angebot der eige-
nen Dienstleistungen inkorporieren, die für die eigenen Kunden bestimmt
sind.138 Solche Personen seien aus ökonomischer Sicht nicht Letztempfän-
ger des Nutzens des Produkts oder der Dienstleistung. Nach anderer An-
sicht solle auch darauf Rücksicht genommen werden, ob die Person im
Rahmen seiner Haupttätigkeit oder seiner nebenberuflichen bzw. bran-
chenfremden Tätigkeit handelt: Die Letztempfängereigenschaft sei auch
derjenigen Person zu verleihen, die Produkte oder Dienstleitungen emp-
fängt, sofern sie nicht im Rahmen ihrer Haupttätigkeit handelt.139 Es ist je-
doch fraglich, warum die Geschäftsgewandtheit einer Person, die zu ge-
werblichen oder beruflichen Zwecken nicht in Ausübung ihrer Haupttä-
tigkeit, sondern im Rahmen einer nebenberuflichen bzw. branchenfrem-
den Tätigkeit handelt, nicht zu berücksichtigen wäre. Eine solche Person
verfügt nämlich ebenso über Erfahrung im Geschäftsverkehr und eventuell
auch über rechtliche Infrastruktur und Beratung.140 Schließlich waren Bei-
träge zu finden, die von der grammatischen Auslegung des Gesetzes aus-
gingen: Letztempfänger sei also jede natürliche oder juristische Person, die
Produkte oder Dienstleistungen als letzter Abnehmer in einer Distributi-
onskette empfängt, um sie selbst für private, geschäftliche oder berufliche
Zwecke zu benutzen und nicht weiterzuveräußern.141 Zu beachten ist des
Weiteren noch ein Ansatz, der in der Literatur als Lösung der Problematik
vorgeschlagen wurde, um die ungünstigen Ergebnisse der Anwendung des
weiten Verbraucherbegriffs zu beseitigen:142 Das gr.G. 2251/1994 a.F. sollte
zunächst ohne Beschränkungen angewandt werden. Falls dies jedoch zu

136 Ausführlich dazu Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 780.
137 Mentis, AGB, S. 13.
138 Mentis, AGB, S. 12 f.
139 Dellios, Verbraucherschutz, Rn. 80, 82; ders., NoB 2003, 218, 228.
140 Ampatzi, GRUR Int. 2018, 775, 780.
141 Kapnopoulou, Recht der mißbräuchlichen Klauseln, S. 45.
142 Perakis, DEE 1995, 32.

B. Griechenland

81



Ungerechtigkeiten führte, sollte Art. 281 gr.BGB eingreifen. Art. 281
gr.BGB regelt den Missbrauch bei der Ausübung eines Rechtes und sieht
vor, dass die Ausübung eines Rechts verboten ist, sofern sie offensichtlich
die von Treu und Glauben oder den guten Sitten oder der sozialen oder
wirtschaftlichen Zweckrichtung des Rechtes gesetzten Grenzen überschrei-
tet. Auf diese Weise könnte vermieden werden, dass große Unternehmen,
die tatsächlich keinen zusätzlichen Schutz brauchten, sich auf den Schutz
des AGB-Rechts beriefen. Obwohl diese Lösung an sich rechtlich nicht
falsch war und sich methodisch erklären ließ, ohne den Gesetzeswortlaut
zu umgehen, kann nicht unberücksichtigt bleiben, dass sie vom Richter
eine zusätzliche rechtliche Würdigung verlangte. Der Richter musste näm-
lich auch über das Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 281 gr.BGB für
dessen Anwendung entscheiden. Dies konnte zu Rechtsunsicherheit beitra-
gen, da es an Vorhersehbarkeit fehlte.143

Aufgabe der Auslegung ist, den Sinn eines Texts, der problematisch er-
scheint, verständlich zu machen.144 Zu diesem Zweck werden mehrere Kri-
terien benutzt: der Wortsinn, die systematische Zuordnung des Gesetzes,
die historische Entstehung bzw. Entwicklung der Regel und die Teleologie
des Gesetzes. Wird das Gesetz ausgelegt und eine Lücke festgestellt, ist sie
mittels der gesetzesimmanenten Rechtsfortbildung auszufüllen.145 Die ex-
plizite Formulierung des weiten Verbraucherbegriffs des alten Rechts ließ
jedoch nur wenigen Raum für eine Korrektur des Gesetzeswortlauts durch
Auslegung oder gesetzesimmanente Rechtsfortbildung.

Der Wortsinn des Art. 1 Abs. 4 lit. a gr.G. 2251/1994 a.F. war eindeutig.
Die Verbrauchereigenschaft beschränkte sich nicht auf die nicht gewerbli-
che oder berufliche Tätigkeit des Empfängers der Produkte oder der
Dienstleistungen, sondern betraf auch Rechtsgeschäfte im Rahmen einer
solchen Tätigkeit, soweit die handelnde Person als Endempfänger des Ver-
tragsgegenstands zu erkennen war. Aus diesem Grund konnte einen engen
Verbraucherbegriff nicht unmittelbar angenommen werden. Die gramma-
tische Auslegung der Vorschrift ließ die explizit vorgesehene Voraussetzung
der Letztempfängereigenschaft nicht verkennen.146

Die Begriffsbestimmung des Verbrauchers im gr.G. 2251/1994 gehört
nicht zum AGB-Recht. Der Verbraucherbegriff des Art. 1 Abs. 4 lit. a gr.G.
2251/1994 a.F. bezog sich also grundsätzlich auf das gesamte griechische

143 Ähnlich Alexandridou, Verbraucherschutzrecht, Rn. 20.
144 Larenz, Methodenlehre, S. 313.
145 Larenz, Methodenlehre, S. 370 ff.; Canaris, Feststellung, § 136 ff.
146 Alexandridou, Verbraucherschutzrecht, Rn. 19.
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Recht. Aus diesem Grund wäre es nicht zumutbar, den Begriff im Einzel-
fall zu modifizieren, um den Bedürfnissen des Rechtsverkehrs beim Vorlie-
gen von AGB zu genügen. Art. 1 gr.G. 2251/1994 a.F. war mit „Allgemeine
Vorschriften“ betitelt. Der die AGB regelnde Art. 2 gr.G. 2251/1994 gehörte
hingegen zum ersten Abschnitt des Gesetzes mit dem Titel „Vorschriften
materiellen Rechts“ und sah keinen Vorbehalt in Bezug auf den Verbrau-
cherbegriff. Der Gesetzgeber wünschte also die Geltung des allgemeinen
Verbraucherbegriffs auch auf das AGB-Recht ohne jede Modifizierung.

Die Geschichte der Gesetzesentstehung sprach ebenfalls gegen die An-
nahme einer Beschränkung des gesetzlichen Verbraucherbegriffs. Das gr.G.
2251/1994 dient der Umsetzung zahlreicher Richtlinien.147 Obwohl im ge-
meinschaftsrechtlichen Raum keine allgemeine Definition des Verbrau-
chers zu finden ist, wird er in der Regel als die natürliche Person verstan-
den, die zu einem Zweck handelt, der nicht ihrer gewerblichen oder beruf-
lichen Tätigkeit zugerechnet werden kann.148 Ähnlich ist die Verbraucher-
definition in der Richtlinie 93/13/EWG über die missbräuchlichen Klau-
seln, die im griechischen Recht durch Art. 2 gr.G. 2251/1994 umgesetzt
wurde. Obwohl die Richtlinie im gr.G. 2251/1994 zum großen Teil wört-
lich übernommen wurde, hat sich der griechische Gesetzgeber damals für
eine abweichende Definition des Verbrauchers entschieden. Dies hat er be-
wusst getan.149 Darüber hinaus hat das gr.G. 2251/1994 das gr.G.
1961/1991 ersetzt, das einen engen Verbraucherbegriff vorsah. Der Entste-
hungsgeschichte des gr.G. 2251/1994 ist also zu entnehmen, dass sich der
Gesetzgeber bewusst für einen weiten Verbraucherbegriff in diesem Gesetz
entschieden hat.

Wird die Teleologie der fraglichen Bestimmung untersucht, ist Folgen-
des festzustellen: Der Gesetzgeber hat durch die Erweiterung des Verbrau-
cherbegriffs versucht, einen vollständigen Verbraucherschutz aller schutz-

147 Zu erwähnen sind insbesondere die Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom
5.4.1993 über mißbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, die Richtlinie
2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.9.2002 über
den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher, die Richtlinie
2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11.5.2005 über un-
lautere Geschäftspraktiken, die Richtlinie 2009/22/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23.4.2009 über Unterlassungsklagen zum Schutz der
Verbraucherinteressen, die Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 25.10.2011 über die Rechte der Verbraucher.

148 Alexandridou, Verbraucherschutzrecht, Rn. 17.
149 Begründungsbericht zum gr.G. 2251/1994, unter dem ersten Artikel.
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